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Nationale Präventionsprogramme

	 2	 Bundesrat beschliesst Weiterführung 
Mit den Nationalen Programmen Alkohol, Tabak sowie Ernährung und 
Bewegung 2008–2012 setzt sich der Bund ein gegen die Hauptursachen 
nichtübertragbarer Krankheiten wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs oder 
Diabetes. Diese Programme sind wichtig, wirksam und nach wie vor notwendig, 
wie die externen Evaluationen bestätigen. Sie empfehlen eine Weiterführung 
der Programme mit gewissen Optimierungen. Der Bundesrat hat sich entschie-
den, die Programme bis 2016 zu verlängern. «spectra» gibt einen Überblick 
über die Ergebnisse und Empfehlungen der Evaluationen und die Stellungnah-
men des Bundesamts für Gesundheit.

	 9	 Kampf gegen Masern 
Masern sind entgegen der landläufigen Meinung keine harmlose Kinderkrank-
heit. 2008 starben weltweit mehr als 160 000 Menschen an diesem hochanste-
ckenden Virus. Betroffen sind vor allem Kinder unter fünf Jahren, aber auch 
Erwachsene können noch an Masern erkranken. Die WHO-Region Europa will 
den Masernvirus bis 2015 eliminieren. Auch die Schweiz hat sich verpflichtet, 
dieses Ziel zu erreichen. Der Bundesrat hat deshalb im Dezember 2011 eine 
Maserneliminationsstrategie verabschiedet, die in ganz Amerika und in 
Australien bereits erfolgreich verfolgt wurde. Im Zentrum dieser Strategie steht 
eine Durchimpfungsrate von 95 % bei den Kleinkindern.

	 12	 Kampagne «Ich spreche über Alkohol»
Beim Tabak ist die Präventionsbotschaft klar: Keine Zigarette ist besser. In der 
Alkoholprävention lässt sich das Ziel nicht so einfach formulieren: Nicht jeder 
Schluck Wein oder Bier schadet der Gesundheit – doch Alkoholprobleme werden 
zu oft verkannt. Beim Alkohol sind also weder Verteufelung noch Verharmlo-
sung angebracht. Wohl aber eine offene Diskussion, um das Thema zu 
enttabuisieren und die Bevölkerung für den problematischen Alkoholkonsum zu 
sensibilisieren. 2011 hat das Bundesamt für Gesundheit die Dialogkampagne 
«Ich spreche über Alkohol» lanciert und damit eine Plattform für die gesell-
schaftliche Diskussion zum Thema Alkohol geschaffen. 
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Nationale Präventionsprogramme. 
Der Bundesrat hat die Nationalen 
Präventionsprogramme Tabak, Alko- 
hol sowie Ernährung und Bewe-
gung um vier Jahre verlängert. 

Nichtübertragbare Krankheiten wie 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs 
oder Diabetes sind heute die häufigste 
Ursache für frühzeitige Todesfälle. Bis zu 
50% der chronischen, nichtübertragba-
ren Krankheiten im mittleren Lebensalter 
sind mit einem gesunden Lebensstil ver-
meidbar. Zudem verursachen sie hohe 
Gesundheitskosten und betreffen somit 
die ganze Gesellschaft. Die Hauptrisiko-
faktoren für diese Erkrankungen sind Ta-
bakkonsum, unausgewogene Ernährung, 
Alkoholmissbrauch und mangelnde Be-
wegung. Die drei seit 2008 laufenden Na-
tionalen Programme Tabak, Alkohol so-
wie Ernährung und Bewegung haben 
zum Ziel, diese Risikofaktoren zu verrin-
gern und einen gesunden Lebensstil zu 
fördern. Sie werden in Zusammenarbeit 

Stellungnahme des Bundesamts 
für Gesundheit. Im Auftrag des 
Bundesamts für Gesundheit wur-
den die nationalen Präventionspro-
gramme Alkohol, Tabak, Ernährung 
und Bewegung 2008–2012 sowie 
das Massnahmenpaket des Bundes 
zur Verminderung der Drogenprob-
leme 2006–2011 (MaPaDro lll) 
evaluiert. Die Evaluatoren spre-
chen sich klar für eine Verlänge-
rung der Programme aus und 
schlagen Optimierungen vor. Die 
Empfehlungen sind in die Pro-
gramme aufgenommen und teil-
weise bereits umgesetzt worden. 

Die Evaluationsergebnisse umfassen die 
Jahre 2008–2010. Die Zielerreichung 
der nationalen Präventionsprogramme 

mit anderen Ämtern, mit den Kantonen 
und NGO umgesetzt und haben schon ei-
nige Fortschritte im Bereich der Präven-
tion nichtübertragbarer Krankheiten und 
von deren negativen gesellschaftlichen 
Folgen gebracht, zum Beispiel: 
– �Verbesserung des Jugendschutzes  

im Bereich Alkohol
– �Rückgang der Passivrauchexposition 

sowie der Anzahl Raucherinnen und 
Raucher

– �Verbesserung der Datenlage im Be-
reich Ernährung und Bewegung 
durch das Monitoringsystem Ernäh-
rung und Bewegung (MOSEB)

– �Förderung eines gesunden Lebens-
mittelangebots durch eine verbes-
serte Lebensmittelzusammenset-
zung (weniger Salz, weniger Zucker 
und Verbesserung der Fettqualität) 
u.a. in Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft (zum Beispiel via  
actionsanté)

– �Verbesserte Koordination mit den 
Kantonen 

kann somit nicht abschliessend beur-
teilt werden. Die Evaluationen kommen 
zum Schluss, dass die gesundheitspoli-
tische und die volkswirtschaftliche Rele-
vanz aller Programme unbestritten ist, 
dass die Programme verlängert werden 
sollen, da aufgrund der Problemlagen 
weiterhin Handlungsbedarf besteht und 
Präventionsmassnahmen Zeit brauchen, 
um ihre Wirkung zu entfalten.

Laufende Optimierungen
Die Zwischenergebnisse der Evaluatio-
nen wurden laufend genutzt, und wenn 
möglich wurden bereits im Laufe des 
Evaluationsprozesses Optimierungs-
massnahmen eingeleitet. Das Bundes-
amt für Gesundheit (BAG) hat in sämtli-
chen Bereichen die Empfehlungen der 
Evaluationen aufgenommen, entspre-

Der Bundesrat setzt weiterhin auf Gesundheitsförderung und Prävention

Nationale Präventionsprogramme:  
Viele Evaluationsempfehlungen bereits umgesetzt

Der Bundesrat hat im Frühling 2012 
entschieden, diese drei Nationalen Pro-
gramme bis Ende 2016 zu verlängern. 
Diese Verlängerung wurde auch von den 
externen Programmevaluationen (siehe 
Artikel Seite 4) empfohlen.

Eine lohnende Investition  
für die ganze Gesellschaft 

Mit der Verlängerung der Nationalen 
Programme stellt der Bundesrat die Kon-
tinuität seiner Bemühungen zur Förde-
rung eines gesunden Lebensstils sicher. 
Das Bundesamt für Gesundheit ist beauf-
tragt, die Programme in enger Zusam-
menarbeit mit andern Bundesämtern, 
den Kantonen und diversen Partnern aus 
den Bereichen Gesundheit, Wirtschaft 
und Bildung sowie Forschung umzuset-
zen. Dazu gehören die Beschaffung von 
wissenschaftlichen Grundlagen, die In-
formation und Kommunikation in der Öf-
fentlichkeit, die gezielte Koordination 
unter allen Akteuren und die Förderung 
von Verhältnissen, die einen gesunden 

chende Entscheide zur Umsetzung ge-
fällt oder die Empfehlungen bereits 
ganz oder teilweise umgesetzt (siehe Ar-
tikel Seite 4). Der Bundesrat hat im Mai 
2012 die Programme um vier Jahre bis 
2016 verlängert (siehe Artikel oben). So-
mit wird die bisher geleistete Aufbauar-
beit sichergestellt und werden die Kon-
tinuität und die Nachhaltigkeit der 
Präventionsaktivitäten gewährleistet.

Keine Zusammenlegung  
der Programme

Ein wichtiges Zwischenergebnis der 
Evaluationen war die Feststellung, dass 
eine Zusammenlegung der Präventions-
programme zwecks Synergiebildung zu-
mindest im Moment nicht zielführend 
ist. Es wird aber eine stärkere Koopera-
tion und Abstimmung der einzelnen 

Lebensstil erleichtern. Damit setzt der 
Bundesrat ein Zeichen für eine zukunfts-
gerichtete Gesundheitspolitik, die bei der 
Gesundheitsförderung ansetzt. 

Kontakt: Ursula Koch, Roy Salveter, 
Co-Leitung Abteilung Nationale  
Präventionsprogramme, 
ursula.koch@bag.admin.ch, 
roy.salveter@bag.admin.ch

Massnahmen zwischen den Program-
men angestrebt. Auch das Potenzial für 
eine bessere Koordination zwischen 
den einzelnen Programmen und für die 
Abstimmung zwischen den Akteuren 
auf nationaler, kantonaler und kommu-
naler Ebene ist noch nicht ausgeschöpft. 
Hier verspricht das Präventionsgesetz 
eine wesentliche Verbesserung. 

Kontakt: Ursula Koch, Roy Salveter, 
Co-Leitung Abteilung Nationale  
Präventionsprogramme, 
ursula.koch@bag.admin.ch, 
roy.salveter@bag.admin.ch

Massnahmenpaket Drogen verlängert bis 2016 
MaPaDro lll. Das Massnahmenpaket des Bundes zur Verminderung der Drogen
probleme 2006–2011 (MaPaDro lll) wurde um fünf Jahre verlängert.

Mit dem MaPaDro wird die als Antwort auf die Drogenprobleme der 80er-Jahre 
vom Bund entwickelte Vier-Säulen-Drogenpolitik umgesetzt (Prävention, Therapie, 
Schadensminderung und Repression). Das dritte Massnahmenpaket hat in Bezug 
auf alle drei Oberziele «Verringerung des Drogenkonsums», «Verminderung der 
negativen Folgen für die Konsumierenden» und «Verminderung der negativen 
Folgen für die Gesellschaft» Wirkung gezeigt. Trotz dieser Erfolge ist der Konsum 
von psychoaktiven Substanzen weiterhin eine Belastung für die öffentliche Ge-
sundheit. Deshalb ist eine Gewährleistung der drogenpolitischen Kontinuität  
wichtig. 

Basierend auf Evaluationsempfehlungen, hat das Bundesamt für Gesundheit zu-
sammen mit dem Bundesamt für Polizei (fedpol) und dem Bundesamt für Justiz 
(BJ) das MaPaDro III bis Ende 2016 verlängert. Im Hinblick darauf wurde der  
Aktionsplan zur Umsetzung des MaPaDro überarbeitet und auf die veränderte  

Problemlage ausgerichtet. Im Vordergrund stehen dabei die Verstärkung der Mass-
nahmen der Früherkennung und Frühintervention, die Prävention und Schadens-
minderung im Zusammenhang mit sogenannten Designer-und Partydrogen sowie 
der verstärkte Einbezug der Repression durch die Integration der Massnahmen des 
Bundesamts für Polizei.
 

Kampf gegen HIV und andere STI
NPHS 2011–2017. Das Nationale Programm HIV und andere sexuell übertragbare 
Infektionen 2011–2017 (NPHS) schliesst an 25 Jahre erfolgreiche Präventionsarbeit 
im Bereich HIV/Aids an und führt diese unter Berücksichtigung der neusten Erkennt-
nisse fort. 

Erstmals werden nebst HIV auch andere sexuell übertragbare Infektionen (STI) inte-
griert. Das wichtigste Ziel lautet, die Anzahl Neuinfektionen von HIV und anderen 
STI deutlich zu senken und gesundheitsschädigende Spätfolgen zu vermeiden. In 
den nächsten Jahren wird ein kultureller Wandel angestrebt; nach einer positiven 
Diagnose soll die freiwillige Partnerinformation selbstverständlich werden.
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Der Weg des Präventionsgesetzes bleibt 
bis zur Zielgeraden ein steiniger. Seit dem 
30. September 2009 brütet das Parlament 
über der bundesrätlichen Botschaft zum 
Präventionsgesetz. Zuerst der National-
rat, dann der Ständerat. Am vergangenen 
1. Juni ermöglichte der Stichentscheid des 
Ständeratspräsidenten endlich das Eintre-
ten – und mit 20 zu 16 Stimmen erteilte die 
Kleine Kammer nach einer wortreichen De-
tailberatung dem Gesetz seinen Segen. Die 
Sache ist aber noch nicht gelaufen. Doch 
dazu später.

Die Vorlage erhitzt die Gemüter. Zwar hat 
niemand etwas gegen Prävention. Aber 
immer wieder gegen die eine oder andere 
Art von Prävention. Von Bevormundung ist 
die Rede, von staatlichem Übereifer. Die 
Allianz der Gegner aus Gewerbekreisen 
fordert eine massvolle Prävention, wobei 
ihnen das Mass recht schnell voll erscheint. 
Argumentiert wird mit harten Bandagen 
und nicht selten mit Halbwahrheiten. 

Dezidiert für die Vorlage eingesetzt hat 
sich die Konferenz der Gesundheitsdirekto-
rinnen und -direktoren. Gerade diese Stim-
me ist und bleibt von grosser Bedeutung. 
Wieso? Insbesondere in den Debatten des 
Ständerats wurde klar, dass viele Kantons-
vertreter vor allem eines befürchten: einen 
Verlust an kantonaler Autonomie bei der 
Gestaltung von Präventionsprogrammen. 
Diese Angst ist unbegründet. Der Bundes-
rat hat bewusst darauf verzichtet, einzelne 
konkrete Massnahmen vorzuschreiben. Die 
Kantone behalten die Handlungsfreiheit bei 
deren Gestaltung und entscheiden selber 
über die Ausgaben für Prävention, Gesund-
heitsförderung und Früherkennung. 

Im Gegensatz zu heute werden in Zukunft 
auf Bundesebene Ziele der Prävention de-
finiert. Aber nicht etwa vom Bundesamt 
für Gesundheit (BAG). Nein, die Ziele wer-
den vom Bundesrat jeweils für acht Jahre 
festgelegt – unter Mitwirkung der Kantone. 
Auch die Definition der Strategien kann der 
Bundesrat nur unter Einbezug der Kantone 
erarbeiten; dasselbe gilt für nationale Pro-
gramme des BAG. 

Abschliessend sei hier präventiv vor vor-
schneller Freude gewarnt: Die Vorlage geht 
im Herbst in die Differenzbereinigung, und 
der Ständerat muss noch die Ausgaben-
bremse lösen. Dazu ist die Zustimmung 
der Mehrheit der Ratsmitglieder erforder-
lich. Vor der Schlussabstimmung ist nicht 
Schluss. Und der Gewerbeverband droht 
mit dem Referendum. Der Kampf geht also 
weiter!

Pascal Strupler
Direktor des Bundesamts für Gesundheit

Aus erster Hand
«Präventionsmassnahmen erfordern immer ein sorgfältiges  
Abwägen zwischen Gesundheitsschutz und Wirtschaftsfreiheit.»
5 Fragen an Ursula Koch. Der 
Bundesrat hat die Nationalen 
Präventionsprogramme zu Ernäh-
rung und Bewegung sowie Alkohol 
und Tabak bis 2016 verlängert. Was 
sagt Ursula Koch, die Co-Leiterin 
der Abteilung Nationale Präventi-
onsprogramme im Bundesamt für 
Gesundheit zu diesem Entscheid –  
und zur Rolle der Prävention in 
unserer Gesellschaft?

Der Bundesrat hat die Verlänge-
rung der Nationalen Präventi-
onsprogramme Alkohol, Tabak 
sowie Ernährung und Bewegung 
beschlossen. Ist dies für Sie ein 
klares Zeichen für die Wichtig-
keit, welche unsere Landesregie-
rung der Prävention zumisst?

Prävention ist von hoher gesundheits-
politischer und volkswirtschaftlicher 
Bedeutung. Krebs, Diabetes, Herz-
Kreislauf-Krankheiten und Atemwegs
erkrankungen werden häufiger. Kombi-
niert mit der zunehmenden Alterung 
der Bevölkerung, stellen diese Erkran-
kungen das Gesundheitssystem vor gro-
sse Herausforderungen. Nichtübertrag-
bare Krankheiten sind zu einem grossen 
Teil lebensstilbedingt, das heisst, sie 
können durch mehr Bewegung, ausge-
wogene Ernährung, massvollen Alko-
holkonsum und Verzicht auf Tabakkon-
sum vermieden werden. Die nationalen 
Präventionsprogramme setzen genau 
dort an und tragen durch die Reduktion 
der Risikofaktoren zur Förderung der 
öffentlichen Gesundheit bei. Sie sind 
deshalb für ein gesundes Altern von 
grosser Bedeutung. Die Programme ent-
sprechen internationalen Standards 
und haben sich als Dach über die diver-
sen Präventionsaktivitäten und Akteure 
schweizweit etabliert. Die Landesregie-
rung hat die Wichtigkeit der Prävention 
erkannt und durch die Verlängerung der 
Programme auf eine nachhaltige Prä-
ventionspolitik gesetzt.   

Welches sind die wichtigsten 
Ziele, welche in den nächsten 
vier Jahren erreicht werden 
sollen?

Prävention wirkt immer langfristig. Die 
in den letzten Jahren aufgebauten Struk-
turen und Aktivitäten sollen deshalb 
weitergeführt werden, um die notwen-

dige Kontinuität zu gewährleisten. In 
unserem föderalistischen System mit 
vielen unterschiedlichen Akteuren stellt 
die Koordination der Präventionsbe
mühungen eine grosse Herausforde-
rung dar. Prävention betrifft alle Berei-
che und erfordert ein multisektorales 
und bereichsübergreifendes Vorgehen 
(Raumplanung, Betriebe, Bildung, 
Sport, Verkehr, Sicherheit usw.) Der  
Fokus wird deshalb in den nächsten 
Jahren vor allem auf der Koordination 
der verschiedenen Aktivitäten und  
Akteure, der Umsetzung der Jugend-
schutzbestimmungen sowie auf der  
Förderung von Projekten in den ver-
schiedenen Settings (Schule, Betrieben, 
usw.) liegen. Darüber hinaus bleibt die 
Sensibilisierung und die Information 
der Bevölkerung sowie die Qualität der 
Beratungs- und Therapieangebote ein 
wichtiger Schwerpunkt. 
  

Die Evaluation der Nationalen 
Präventionsprogramme schlägt 
verschiedene Optimierungen 
vor. Welche Verbesserungsmass-
nahmen stehen für Sie im Vor-
dergrund?

Seit der Evaluation der Programme 
sind bereits einige Monate vergangen. 
Viele der Empfehlungen wurden be-
reits umgesetzt. So wurde zum Beispiel  
der Tabakpräventionsfonds in die stra-
tegische Steuerung des Nationalen Pro-
gramms Tabak aufgenommen, Wir-
kungsziele wurden den Massnahmen 
des Programms Alkohol sowie Ernäh-
rung und Bewegung angepasst und die 
Zusammenarbeit mit den Partnern der 
Programme intensiviert. So werden seit 
ein paar Jahren alle Aktivitäten, Kam-
pagnen und Studien noch breiter abge-
stützt und gemeinsam mit unseren 
Partnern umgesetzt. Die ständige Opti-
mierung der Zusammenarbeit sowie 
die Förderung von innovativen Ansät-
zen werden wir weiterpflegen.

Der Prävention stehen oft sehr 
handfeste wirtschaftliche Inte-
ressen – beispielsweise der 
Tabak- und Alkoholindustrie, 
aber auch der Lebensmittelher-
steller und -händler – entgegen. 
Wie gehen die Nationalen Prä-
ventionsprogramme damit um?

Auftrag des Bundesamts für Gesund-
heit  ist es, die Gesundheit der Bevölke-
rung zu fördern und, wo nötig, zu 
schützen. Es ist klar, dass dadurch 
Konflikte zwischen gesundheitlichen 
und wirtschaftlichen Interessen entste-
hen können. Deswegen erfordern Prä-
ventionsmassnahmen immer ein sorg-
fältiges Abwägen zwischen dem 
öffentlichen Interesse am Schutz der 
Gesundheit und der Wirtschaftsfrei-
heit. Die Wirtschaft ist aber auch an ge-
sunden Menschen interessiert, da Ge-
sundheit zentrale Voraussetzung für 
Wachstum und Produktivität darstellt. 
Dementsprechend arbeiten wir z.B. im 
Bereich der Suchterkrankungen eng 

mit Betrieben zusammen. Im Rahmen 
des Programms Ernährung und Bewe-
gung ergreifen Lebensmittelhersteller 
und -händler über die Plattform «ac-
tionsanté» freiwillig Massnahmen zur 
Reduktion von Salz, Zucker oder Fett in 
den Nahrungsmitteln. Darüber hinaus 
führen wir regelmässig Gespräche mit 
Wirtschaftsverbänden. 

Oft gehörte Kritik ist die «Bevor-
mundung» der Bevölkerung 
durch zu viele Ermahnungen im 
Gesundheitsbereich. Wie können 
Präventionsziele erreicht wer-
den, ohne dass sich die Bürge-
rinnen und Bürger zu sehr kon-
trolliert und von Geboten und 
Verboten eingeengt fühlen?  

Prävention zielt darauf, die Gesund-
heitskompetenz der Bevölkerung zu 
stärken und die Rahmenbedingungen 
so zu beeinflussen, dass ein gesundes 
Verhalten möglich ist. Nur wer gut in-
formiert ist, kann auch tatsächlich ent-
scheiden. Und nur wenn die Vorausset-
zungen in der Umwelt gegeben sind, 
kann ich mein gewünschtes Verhalten 
auch tatsächlich umsetzen. Stellen Sie 
sich vor, Sie wollen abnehmen, aber Sie 
finden weder ein gesundes Lebensmit-
telangebot (im Supermarkt oder in  
Ihrer Mensa), noch haben Sie Zugang 
zu Parks und Veloradwegen. Präventive 
Massnahmen erfolgen deshalb multi-
sektoral, das heisst, sie setzen sowohl 
im Bereich der Gesundheit wie bei der  
Raumplanung, beim Lebensmittelange-
bot (z. B. Gemeinschaftsgastronomie), 
der Sicherheit im Verkehr sowie in  
verschiedenen Settings, z.B. Schulen 
oder Betrieben, an. Sie fördern des 
Weiteren Früherkennungs- und Früh-
interventionsangebote im Bereich 
Suchterkrankungen. Eine Einschrän-
kung der Erhältlichkeit von gesund-
heitsschädigenden Produkten oder Ver-
bote gibt es nur im Bereich Jugendschutz 
oder zum Schutz anderer Personen, 
zum Beispiel beim Passivrauchschutz-
gesetz. Alle anderen Massnahmen bau-
en auf informiertes Handeln und lassen 
der Bevölkerung jeweils die Wahl, wel-
ches Produkt sie konsumieren möchten 
oder wie sie mit ihrer eigenen Gesund-
heit umgehen möchten.    
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Evaluation Nationale Präventions-
programme. In den Jahren 
2010/2011 wurden die Nationalen 
Programme Alkohol, Tabak sowie 
Ernährung und Bewegung 2008–
2012 von externen Stellen evalu-
iert. Die Evaluationen attestieren 
den Präventionsstrategien auf 
Bundesebene grosse gesundheits-
politische und volkswirtschaftliche 
Relevanz und eine wichtige Sym-
bol- und Legitimitätsfunktion für 
die Akteure. Bei allen drei Pro-
grammen werden eine Verlänge-
rung um vier Jahre und einige 
Optimierungen empfohlen. Der 
Bundesrat hat der Verlängerung 
der drei Programme im Mai 2012 
zugestimmt. Hier eine Übersicht 
über die Empfehlungen der Evalua-
tionsteams und darüber, wie sie 
das Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) umsetzt.

Nationales Programm  
Alkohol 2008–2012 (NPA)

2008 hat der Bundesrat das Nationale 
Programm Alkohol 2008–2012 (NPA) – 
das erste dieser Art – verabschiedet 
und das Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) mit dessen Umsetzung beauf-
tragt. Damit wurde der Grundstein für 
eine kohärente nationale Politik gegen 
Alkoholmissbrauch und Alkoholabhän-
gigkeit gelegt. Das NPA wurde von allen 
relevanten Akteuren im Alkoholbereich 
(Bundesämter, Kantone, Nichtregie-
rungsorganisationen, Wirtschaftskreise) 
erarbeitet. Es verfolgt sieben Oberziele 
in zehn Handlungsfeldern. Zu den  
bisher umgesetzten Massnahmen ge-
hören Testkäufe und Schulungen des 
Verkaufspersonals im Sinne des Ju-
gendschutzgesetzes, die Förderung  
von kantonalen Aktionsplänen (KAP-
Tagungen) oder die «Dialogwoche  
Alkohol», eine neuartige partizipative 
Kampagne. Auf die strukturellen Mass-
nahmen, auf denen die Wirkungsziele 
mitunter basieren, wurde wegen der 
fehlenden politischen Mehrheitsfähig-
keit verzichtet.

Guter Start, zu hohe Ziele
Der Evaluationsbericht von Interface 
Politikstudien und dem Institut IDHEAP 
hält fest, dass das NPA als nationale 
Dachstrategie den verschiedenen Ak-
teuren Orientierung und Rückhalt bietet 
und dadurch Wirkung erzielt. Um die 
dafür notwendige Koordination und Or-
ganisation dieses ersten nationalen Al-
koholpräventionsprogramms zu ge-
währleisten, musste zunächst viel Zeit 
in die Aufbauarbeit investiert werden. 
Es fand eine Sensibilisierung bei den 
Fachleuten, in den Kantonen, in der Be-
völkerung und in der Politik statt. Auch 
der Austausch unter den Akteuren der 
Alkoholpolitik wurde verstärkt. Mit den 
Handlungsfeldern sind sämtliche wich-
tigen Bereiche der nationalen Alko-
holprävention abgedeckt. Ebenfalls po-
sitiv gewertet wird die Wirtschaftlichkeit 
des Programms. Kritisch beurteilt wur-

de, dass die Wirkungsziele nach Wegfall 
der strukturellen Massnahmen nicht an-
gepasst wurden. Diese Wirkungen ohne 
die entsprechenden Massnahmen zu er-
reichen, sei nicht realistisch. 

Die fünf Empfehlungen der Evaluation: 

Empfehlung 1: Weiterführung des NPA. 
Die Relevanz der Alkoholprävention des 
Bundes ist sowohl aus der Perspektive 
der öffentlichen Gesundheit wie aus 
volkswirtschaftlicher Optik gegeben. Ei-
ne vierjährige Laufzeit war für ein so 
ambitiöses Programm jedoch zu kurz.
Geplante Umsetzung: Das NPA soll wei-
tergeführt werden, ein Umsetzungsplan 
wird bis Ende 2012 definiert. Für die 
Weiterführung spricht insbesondere, 
dass der Alkoholmissbrauch zu den 
wichtigsten vermeidbaren Todesursa-
chen gehört. Vorherrschendes Anliegen 
bleibt der Jugendschutz.  

Empfehlung 2: Verbesserung der kon-
zeptionellen Grundlagen. Die Evalua
tion empfiehlt, realisierbare Ziele zu 
setzen und die beschränkten Mittel auf 
die Schwerpunkte zu konzentrieren, die 
das grösste Wirkungspotenzial verspre-
chen.
Geplante Umsetzung: Vision und Ober-
ziele des NPA 2008–2012 haben weiter-
hin Gültigkeit. Jedoch werden neu  
folgende strategische Schwerpunkte ge-
setzt:
1. �Der Jugendschutz wird gestärkt.  

Die Gesellschaft unterstützt Jugend-
schutzmassnahmen. 

2. �Die Gesellschaft wird für die Schäd-
lichkeit problematischen Alkohol-
konsums sensibilisiert. 

3. �Die Akteure der Alkoholprävention 
werden so unterstützt, dass sie ei-
nen optimalen Beitrag zur Senkung 
des problematischen Alkoholkon-
sums leisten können. 

Empfehlung 3: Einbindung der Kantone 
verstetigen. Die Kantone sollten noch 
stärker in das NPA einbezogen werden.
Geplante Umsetzung: Die Kantone wer-
den noch stärker darin unterstützt, ei-
gene kantonale Aktionspläne umzuset-
zen. Die Arbeiten zur Erhöhung der 
Transparenz im Einsatz des Alkohol-
zehntels werden dazu beitragen, dass 
die verfügbaren Mittel in den Kantonen 
gezielt für die Anliegen der Alkoholprä-
vention und -therapie eingesetzt wer-
den. Weiter sollen für die Kantone 
Grundlagen für die Umsetzung von Ju-
gendschutzkonzepten an Grossanlässen 
geschaffen werden.

Empfehlung 4: Strukturelle Massnah-
men erneut aufgreifen. Das NPA konnte 
seine Wirkungsziele unter anderem 
deshalb nicht erreichen, weil keine neu-
en strukturellen Massnahmen ergriffen 
wurden. Die Evaluation empfiehlt, die 
Integration griffiger struktureller Mass-
nahmen erneut zu thematisieren.
Geplante Umsetzung: Neue strukturelle 
Massnahmen können nur umgesetzt 
werden, wenn sie politisch mehrheitsfä-
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hig sind. Das NPA zielt daher in der Ver-
längerungsphase v. a. auf die Verbesse-
rung des Vollzugs des bestehenden 
Rechts (insbesondere Jugendschutz).

Empfehlung 5: Kontaktnetz der EAV 
nutzen. Die Eidgenössische Alkoholver-
waltung (EAV) soll verstärkt als Brü-
ckenbauerin zur Alkoholindustrie und 
zum Gewerbe genutzt werden.
Geplante Umsetzung: Die Kontakte der 
EAV zur Industrie können dort intensi-
viert werden, wo Konsens in Bezug auf 
die Zielerreichung des NPA besteht. 
Dies ist vor allem im Jugendschutz der 
Fall. Zur Verbesserung der Koordina
tion zwischen BAG und EAV finden  
bereits regelmässig Treffen statt.

Nationales Programm  
Tabak 2008–2012 (NPT)

Das Nationale Programm Tabak 2008–
2012 (NPT) ist das Nachfolgeprogramm 
des Nationalen Programms zur Tabak-
prävention 2001–2008. Es verfolgt elf 
strategische Ziele in den vier Hand-
lungsfeldern «Information und Mei-
nungsbildung», «Gesundheitsschutz 
und Marktregulierung», «Verhaltens
prävention» und «Koordination und 
Zusammenarbeit». Zu den wichtigsten 
Aktivitäten des NPT gehören die natio-
nale Tabakpräventionskampagne, das 
Tabakmonitoring, das Bundesgesetz 
zum Schutz vor Passivrauchen, Tabak-
steuererhöhungen und die Erarbeitung 
eines Tabakproduktegesetzes.

Grosse Public-Health-Relevanz
Der Evaluationsbericht von Interface 
Politikstudien und dem Institut IDHEAP 
würdigt die grosse Public-Health-Rele-
vanz und die Wirtschaftlichkeit des NPT. 
Der Tabakkonsum ist heute der wich-
tigste Risikofaktor für verlorene Lebens-
jahre und verursacht volkswirtschaftli-
che Kosten von jährlich rund 5 Milliarden 
Franken. Das NPT erhöht gemäss Eva-
luation die Sensibilisierung von Fach-
leuten, kantonalen Verantwortlichen 
und der Bevölkerung und ermöglicht 
den Austausch unter den Akteuren der 
Tabakpolitik. Zum Zeitpunkt der Evalu-
ation im Jahre 2010 waren erste Erfolge 
des NPT sichtbar. So hat sich der Anteil 
der Bevölkerung, die in der Woche sie-
ben Stunden oder mehr dem Passiv-
rauch ausgesetzt ist, von 27% (2006) auf 
10% (2010) reduziert. Auch der Rau-
cheranteil ist leicht gesunken: in der Ge-
samtbevölkerung von 29% (2007) auf 
27% (2010) und bei den 14- bis 19-Jäh-
rigen von 24% (2007) auf 22% (2010). 
Die Evaluation bezweifelt jedoch, dass 
bis Ende 2012 die Programmziele er-
reicht werden können. 

Die vier Empfehlungen der Evaluation: 

Empfehlung 1: Weiterführung des NPT. 
Trotz der Erfolge besteht weiterhin 
Handlungsbedarf. So stagniert etwa die 
Rauchprävalenz bei Jugendlichen, und 
die Aufhörbereitschaft in der Bevölke-
rung ist gesunken. 

Geplante Umsetzung: Eine Verlänge-
rung des Programms mit denselben Zie-
len ist sinnvoll. Im Zentrum stehen die 
Weiterführung der bestehenden Mass-
nahmen und die Umsetzung der Evalu-
ationsempfehlungen. 

Empfehlung 2: Programm operationali-
sieren. Das aktuelle NPT verfügt über 
ein gutes, kohärentes Konzept, aber es 
sollte noch praxistauglicher werden. 
Das heisst, von den Zielen sollen kon-
krete Massnahmen und Indikatoren ab-
geleitet und den Partnern kommuniziert 
werden. So können die Partner ihre Prä-
ventionsaktivitäten leichter auf das NPT 
ausrichten.
Geplante Umsetzung: Im Auftrag der 
Strategischen Leitung des NPT und auf-
grund von Empfehlungen der Eidgenös-
sischen Kommission für Tabakpräven
tion erarbeitet die Programmleitung 
einen Entwurf für einen Massnahmen-
plan. Dieser wird am 10. Dezember 
2012 im Rahmen der Partnerplattform 
Tabak diskutiert werden.

Empfehlung 3: Zusammenarbeit mit 
Kantonen weiter ausbauen. Für die 
Prävention sind in der Schweiz die Kan-
tone zuständig. Ihre Rolle im NPT ist 
deshalb zu klären und zu stärken. Zu 
klären ist ausserdem, unter welchen Be-
dingungen der Tabakpräventionsfonds 
(TPF) kantonale Tabakpräventionspro-
gramme unterstützen kann.
Geplante Umsetzung: Die Programmlei-
tung wird die Zusammenarbeit mit den 
Kantonen und den NGO verstärken. Zur 
Unterstützung für die Erarbeitung und 
Umsetzung kantonaler Programme wird 
im Herbst 2012 eine erste Veranstaltung 
durchgeführt.

Empfehlung 4: Tabakpräventionsfonds 
(TPF) und NPT koordinieren. Die Um-
setzung des NPT leidet darunter, dass 
der TPF mit seinen finanziellen Mitteln 
die Schwerpunkte der Tabakprävention 
stark beeinflusst, obwohl die formelle 
Führungsrolle des BAG unbestritten ist. 
Der TPF sollte seine Vergabepolitik stär-
ker am NPT orientieren. Dies bedingt je-
doch, dass das NPT auf der Ebene der 
Massnahmen konkretisiert wird (siehe 
Empfehlung 2).
Geplante Umsetzung: Der TPF wurde 
bereits in die Strategische Leitung des 
NPT integriert. Damit wird seiner zent-
ralen Rolle Rechnung getragen. Durch 
den in Erarbeitung befindlichen Mass-
nahmenplan wird dem TPF ein zusätzli-
ches Instrument als Orientierungshilfe 
bei der Mittelvergabe zur Verfügung ste-
hen.
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Nationales Programm  
Ernährung und Bewegung 
2008–2012 (NPEB)

Im Juni 2008 hat der Bundesrat das Na-
tionale Programm Ernährung und Be-
wegung 2008–2012 (NPEB) verabschie-
det und das Eidgenössische Departement 
des Innern (EDI) in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesamt für Sport (BASPO) 
und in Koordination mit der Stiftung Ge-
sundheitsförderung Schweiz (GF-CH) 
und den Kantonen mit dessen Umset-
zung betraut. Ziel des NPEB ist es, durch 
ausgewogene Ernährung und ausrei-
chende Bewegung einen Beitrag zur 
Vorbeugung von nichtübertragbaren 
Krankheiten zu leisten. Die grössten Ri-
sikofaktoren für diese Erkrankungen – 
Übergewicht und Adipositas – haben in 
den letzten 30 Jahren in der Schweiz 
stark zugenommen. 37% der Erwachse-
nen und 20% der Kinder sind heute  
in der Schweiz übergewichtig. Die jähr-
lichen Folgekosten von Übergewicht 
und Adipositas und den damit verbun-
denen Krankheiten wie Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Diabetes und Krebs  
haben sich zwischen 2001 (2648 Mio. 
Franken) und 2007 (5755 Mio. Franken) 
mehr als verdoppelt.

Erfolgreiche Basisarbeit
Das NPEB startete vor drei Jahren in 
einem unübersichtlichen Umfeld. Ge-
mäss Evaluation hat es wesentlich dazu 
beitragen, Übersicht zu schaffen, Auf-
gaben und Rollen der Hauptpartner zu 
klären und deren Aktivitäten besser 
aufeinander abzustimmen. Das Pro-
gramm wird von den Akteuren als 
wichtig und notwendig erachtet. Der 

Evaluationsbericht von INFRAS, dem 
IUMSP Lausanne und Maud Krafft Con-
sulting hält fest, dass es von den richti-
gen Partnern getragen wird und gut auf 
internationale Erfahrungen und Emp-
fehlungen abgestützt ist. Obwohl das 
NPEB ein neues Programm ist, können 
in diversen Projekten erste wichtige Er-
folge ausgewiesen werden. Zu nennen 
sind hier das Monitoringsystem Ernäh-
rung und Bewegung (MOSEB), die Initi-
ative actionsanté, wichtige strategische 
Grundlagen für ein gesundes Lebens-
mittelangebot, die multisektorale Zu-
sammenarbeit oder die kantonalen Ak-
tionsprogramme.

Noch zu fragmentiert
Die Evaluation stellt aber auch einige 
Mängel fest. So hat das NPEB zwar den 
Informationsaustausch und die Abstim-
mung zwischen den Partnern verbessert, 
kann aber den Anspruch als Steuerungs- 
und Koordinationsinstrument zur Ver-
einheitlichung der Vorgehensweisen 
und Massnahmen von Bund, Kantonen 
und Privaten erst teilweise einlösen. Die 
Partner stimmen sich auf operativer 
Ebene so weit nötig ab, das Programm 
lässt sich aber nicht amts- und departe-
mentsübergreifend steuern. Dazu fehlt 
einerseits das Bekenntnis aller Partner, 
sich im Themenbereich Ernährung und 
Bewegung gemeinsam zu engagieren 
und ihre Projekte unter ein gemeinsa-
mes Dach zu stellen. Andererseits ist  
der Bezug von Projekten wie Suisse Ba-
lance oder der kantonalen Aktionspro-
gramme, die offiziell unter dem NPEB-
Dach laufen, zum übergeordneten Dach 
des nationalen Programms zu wenig ge-

geben. Grosse Umsetzungsdefizite weist 
das NPEB bei der Kommunikation auf, 
weil sich die Hauptpartner bislang nicht 
auf ein gemeinsames Kommunikations-
konzept einigen konnten. Das Pro-
grammkonzept ist zudem noch zu wenig 
konsistent und wirkungsorientiert. Die 
Ziele sind sehr allgemein formuliert und 
lassen sich nicht überprüfen.

Die vier Hauptempfehlungen der Evalu-
ation: 

Hauptempfehlung 1: Weiterführung des 
NPEB. Das NPEB ist positiv angelaufen 
und zeigt auf verschiedenen Ebenen Er-
folg. Es bleibt aus Sicht der Gesund-
heitsförderung und Prävention relevant, 
ist national gut akzeptiert und internati-
onal eingebettet.
Geplante Umsetzung: Eine Verlänge-
rung ist insbesondere deshalb sinnvoll, 
weil Ernährung und Bewegung fünf  
der wichtigsten Risikofaktoren (Blut-
hochdruck, Cholesterol, Übergewicht/
Adipositas, mangelnder Früchte- und 
Gemüsekonsum, Inaktivität) der nicht-
übertragbaren Krankheiten beeinflus-
sen. Die Aktivitäten des NPEB wirken 
langfristig und lassen sich erst nach ei-
ner längeren Laufzeit bezüglich Wir-
kung evaluieren. Kontinuität ist daher 
notwendig für eine erfolgreiche Präven-
tion. 

Hauptempfehlung 2: Anpassungen auf 
strategisch-politischer Ebene. Die ak-
tuellen Partnerschaften sollen beibehal-
ten werden. Dies unter der Bedingung, 
dass alle Akteure ihre Aktivitäten unter 
das Dach des NPEB stellen. Die strategi-

sche Steuerung soll verbessert und ein 
effektives Aktionsprogramm geschaffen 
werden. 
Geplante Umsetzung: Das NPEB wird 
2013 mit den gleichen Partnern wie bis-
her fortgesetzt, die sich vermehrt auch 
kritisch mit inhaltlichen und strategi-
schen Fragen des NPEB auseinander-
setzen werden. Weiter soll die Zusam-
menarbeit und Funktion des aktuellen 
Steuerungsgremiums mit Blick auf ihre 
Rollen und Aufgabenverteilung geklärt 
werden.
 
Hauptempfehlung 3: Anpassungen auf 
strategisch-operativer Ebene des NPEB. 
1. Die Ziele des Programms sollen kohä-
renter, wirkungsbezogener und über-
prüfbar formuliert werden. 2. Die natio-
nale Koordination soll verbessert 
werden, indem die Funktion des NPEB 
als Scharnierstelle und Kompetenzzent-
rum gestärkt wird. 3. Ein Reporting soll 
eingeführt und die NPEB-Kommunika
tion nach aussen aktiver gestaltet wer-
den.
Geplante Umsetzung: Basierend auf den 
bestehenden Oberzielen des NPEB, wer-
den die Ziele (Output, Outcome, Impact) 
wirkungsbezogen und überprüfbar kon-
kretisiert. Die diversen Massnahmen 
werden den definierten Zielen zugeord-
net (Beiträge der Partner an die Zieler-
reichung). Die Formulierung wirkungs-
bezogener Ziele wird mit den Partnern 
vorgenommen. In diesem Zusammen-
hang wird auch die Frage des Re-
portings geklärt. 

Hauptempfehlung 4: Anpassungen auf 
strategisch-operativer Ebene des BAG. 
1. actionsanté und MOSEB als Kern
aktivitäten sollen weitergeführt werden. 
2. Die Aktivitäten im Bereich Lebens-
mittelsicherheit als Basis für MOSEB 
und actionsanté sollen weitergeführt 
und ausgebaut werden. 3. Die interne 
Organisation im BAG soll vereinfacht 
werden. 4. Die multisektorale Politik im 
Bereich Alltagsbewegung soll weiterge-
führt werden. 
Geplante Umsetzung: Das BAG wird bis 
Ende 2012 eine BAG-Strategie E+B mit 
den entsprechenden Zielen definieren. 
Der Fokus wird auf die Förderung eines 
gesunden Lebensmittelangebots, die 
Förderung der Alltagsbewegung und die 
Optimierung der Therapie gelegt. Die 
aufgebauten Aktivitäten werden gemäss 
Empfehlung weitergeführt.

Zusammenfassungen und Vollversionen 
der Evaluationsberichte sind erhältlich 
unter www.health-evaluation.admin.ch
> Berichte

Kontakt: Eva Bruhin und Christine Heuer, 
Fachstelle Evaluation und Forschung, 
eva.bruhin@bag.admin.ch, 
christine.heuer@bag.admin.ch
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Dauer der Kampagne wurden ermuti-
gende Nachrichten an ihr Handy gesen-
det. Von homosexuellen Händlern wur-
den Gutscheine angeboten, um den 
Teilnehmern zu gratulieren und sie für 
ihr Engagement zu belohnen. Wer kein 
Smartphone besitzt, konnte über die 
Webseite www.breakthechain.ch teil-
nehmen.

skriptiven nationalen Berichte konzent-
rieren sich auf Entwicklungen im 
Bereich in den letzten zwei Jahren (ver-
fügbar unter www.unaids.org/fr/data-
analysis/monitoringcountryprogress/
progressreports/2012countries).

Der Schweizer Länderbericht (verfügbar 
unter: www.bag.admin.ch/hiv_aids/ 
05464/12750/index.html?lang=de) lie-
fert eine zusammenfassende Darstel-
lung des Zustands der HIV/Aids-Epide-
mie in unserem Land sowie die 
nationale Antwort darauf. Der Bericht 
beschreibt zudem die Best Practices und 
die erfolgreichsten Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Prävention wie auch die 
Herausforderungen, die bleiben.

Dieser globale Prozess wurde ergänzt 
durch einen regionalen europäischen 
Prozess nach der Erklärung von Dublin 
von 2004 über die Partnerschaft zur Be-
kämpfung von HIV/Aids in Europa und 
Zentralasien. Diese Deklaration hat 
auch regionale Verpflichtungen defi-
niert, deren Überwachung dem Euro-
pean Centre for Disease Prevention and 

Sexuelle Gesundheit. Im Rahmen 
des Urgent Action Plan MSM (Män-
ner die Sex mit Männern haben) 
des Bundesamts für Gesundheit 
wurde vom 1. bis 30. April das 
Projekt «Break the Chain 2012» 
durchgeführt. 

Diese Kampagne, beschrieben in der 
Broschüre «Sex unter Männern: für eine 
bessere sexuelle Gesundheit 2012», 
wurde von den Checkpoint-Zentren Zü-
rich und Genf durchgeführt und zielte 
darauf ab, die Viruslast der Gemein-
schaft deutlich zu reduzieren, indem die 
Kette von Primo-Infektionen mit HIV 
unterbrochen wurde. Mit anderen Wor-
ten sollte die Gay- und MSM-Szene 
durch die Kampagne «Break the Chain 
2012» sicherer werden, indem die Zahl 
der nicht diagnostizierten hochanste-
ckenden Männer in der Phase der  
primären Infektion auf ein Minimum re-
duziert wurde. Das Risiko einer Über-
tragung während der ersten Phase der 
HIV-Infektion ist 20- bis 100-mal höher 
als in der asymptomatischen Phase. 
Dies bedeutet, dass das Übertragungs-
gesamtpotenzial einer stark von HIV be-
troffenen Gemeinschaft geringer ist, 
wenn die Mehrheit der nicht diagnosti-
zierten Infektionen in der asymptomati-
schen Phase ist.

Ein Monat ohne Infektion,  
um die Kette zu unterbrechen

Im Monat April waren alle Homosexuel-
len und andere MSM aufgerufen, alle 
weiteren Infektionen in ihrer Gemein-
schaft zu vermeiden, indem sie sich ak-
tiv an der Kampagne «Break the Chain» 
beteiligten. Jeder einzelne konnte sei-
nen Beitrag nach seinen Ressourcen 

UNGASS-Bericht. Ende Juni 2001 
trafen sich in New York die Staats- 
und Regierungsvertreter für die 
Sondersitzung der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen 
(UNGASS) zu HIV/Aids, und sie 
bekräftigten öffentlich ihr Engage-
ment für die Überwindung dieser 
Infektionskrankheit und der Men-
schenrechtskrise, die sie begleitet. 

Es ging um die Konkretisierung der  
Millennium Development Goals (MDG) 
bezüglich HIV/Aids, die am Millenni-
umsgipfel im September 2000 in New 
York beschlossen worden waren. Die 
Deklaration von 2001 wurde gefolgt von 
zwei anderen Deklarationen in den Jah-
ren 2006 und 2011, welche deren Ziele 
komplettiert und aktualisiert hatten, na-
mentlich den allgemeinen Zugang zu 
HIV-Prävention, Behandlung, Betreu-
ung und Unterstützung erheblich zu in-
tensivieren (siehe www.unaids.org/fr/
aboutunaids/unitednationsdeclarati-
onsandgoals).
Mit der Annahme der Verpflichtungser-
klärung zu HIV/Aids von 2001 verpflich-

und seinen spezifischen Bedürfnissen 
auswählen, beispielsweise die konse-
quente Anwendung eines Kondoms bei 
Analverkehr, ausschliesslichen Oralsex 
oder bewusste Kontrolle des Alkohol- 
oder Drogenkonsums, um nicht unter 
deren Einfluss ein Risikoverhalten ein-
zugehen. Teilnehmer hatten die Mög-
lichkeit, ein App auf ihr Smartphone he-
runterzuladen. Während der gesamten 

teten sich die Mitgliedstaaten auch, re-
gelmässig Berichte über Aktivitäten im 
Kampf gegen HIV an die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen ein-
zureichen. UNAIDS hat die Verantwor-
tung für die Überwachung dieses 
Monitoringprozesses, sammelt die Be-
richte der Mitgliedstaaten und liefert  
einen umfassenden Bericht an die  
UNO-Generalversammlung. Jeder Mit-
gliedstaat ist verpflichtet, dem UNAIDS-
Sekretariat alle zwei Jahre einen Tätig-
keitsbericht einzureichen.

In der Tat ist es notwendig, das Aus-
mass der Epidemie und die Bemühun-
gen zu ihrer Eindämmung regelmässig 
zu messen und zu quantifizieren. Der 
UNGASS-Bericht eines jeden Staates 
muss daher aus mehreren Elementen 
bestehen. Einerseits aus einem aussa-
gekräftigen Bericht nach einem defi-
nierten Format, andererseits aus einer 
Reihe von Indikatoren – Begleitindikato-
ren und Resultate aus Fragebögen, wel-
che durch die zuständigen Behörden 
und entsprechende Nichtregierungsor-
ganisationen ausgefüllt werden. Die de-

Ein Monat ist jedoch nicht genug, um  
alle neueren Infektionen in der kriti-
schen Phase der primären Infektion auf-
zuspüren. Andererseits geben die HIV- 
Schnelltests der 4. Generation eine In-
fektion bereits zwei Wochen nach einem 
Risikokontakt an. Die Wahrscheinlich-
keit, eine HIV-Infektion zu entdecken, 
ist also wesentlich höher nach einem 
Monat. MSM, welche Analverkehr ohne 
Kondome wünschen, wurden eingela-
den, sich vorher – und zusammen mit 
ihren (festen oder wechselnden) Part-
nern – an eine Beratungsstelle zu wen-
den, um dort beraten und getestet zu 
werden. 

Die Aktion jährlich wiederholen
Die «Break the Chain 2012»-Kampagne 
endete mit der Ankündigung der nächs-
ten Ausgabe im Jahr 2013. Laut den Be-
rechnungen eines mathematischen Mo-
dells der HIV-Epidemie unter MSM in 
der Schweiz muss die Kampagne einmal 
im Jahr wiederholt werden, um einen 
messbaren Einfluss auf die HIV-Epide-
mie zu erzielen. Die jährliche Wiederho-
lung dieser Aktion ermöglicht es auch, 
die Zahl der nicht diagnostizierten Pri-
mo-Infektionen möglichst tief zu halten. 
«Break the Chain 2012» wird vom Insti-
tut für Sozial- und Präventivmedizin der 
Universität Lausanne evaluiert – die Re-
sultate sollen im kommenden Winter 
veröffentlicht werden.

Kontakt: Steven Derendinger, 
Sektion Prävention und Promotion, 
steven.derendinger@bag.admin.ch

Control (ECDC) anvertraut wurden. In 
dem aktuellen UNGASS-Bericht wurde 
viel Wert darauf gelegt, die Indikatoren 
von UNGASS und Dublin besser zu koor-
dinieren, um Doppelspurigkeiten zu 
vermeiden.

Interessant sind solche Länderberichte, 
selbst wenn ihre Qualität oft sehr unein-
heitlich ist, weil sie es ermöglichen, sehr 
rasch einen Überblick über die Situation 
in einem bestimmten Land zu erhalten, 
während der globale UNAIDS-Bericht 
(erhältlich unter www.unaids.org/fr/re-
sources /pres s cen t re / f ea tu res to -
ries/2012/june/20120611unga/) darauf 
abzielt, eine weltweite Sicht vom Stand 
der Epidemie geben zu können.

Kontakt: Luciano Ruggia, 
Sektion Prävention und Promotion, 
luciano.ruggia@bag.admin.ch

«Break the Chain 2012»: ein Monat für die Schubumkehr

Ein globaler Blick auf die HIV/Aids-Epidemie
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keit, Tagesstruktur, Wohnungssitua-
tion, soziale Kontakte, Umgang mit 
Behörden, häusliche Gewalt oder 
Diskriminierung.

3. �Bewegungsgruppe für Frauen und 
Männer: Geschlechtergetrennte, 
körperorientierte Module für Patien-
tinnen und Patienten mit schweren 
Traumata.

4. �Psychoedukative Gruppe für trauma-
tisierte MigrantInnen: Ergänzung zum 
psychotherapeutischen Modul, in dem 
den Patientinnen und Patienten grund-
legendes Wissen über ihre Erkran-
kung, deren Ursachen und Behand-
lungsmöglichkeiten vermittelt werden.

5. �Deutschkurs für MigrantInnen im 
Kontext der Psychiatrie: Kurs für 
Migrantinnen und Migranten, die 
aufgrund ihrer gesundheitlichen 
Probleme in den gewöhnlichen 
Deutschkursen überfordert sind.

6. �Unterstützung durch Freiwillige: 
Zielgruppe dieses Moduls sind Pati-
entinnen und Patienten, die an Ein-
samkeit leiden, denen es an einer 
Tagesstruktur mangelt und die auf-
grund ihrer Erkrankung nicht genü-
gend Eigeninitiative aufbringen, um 
selbstständig Kontakte zu knüpfen.

7. �Interkulturelle Gärten: Externes 
Zusatzmodul für Patientinnen und 

Psychische Gesundheit und Migra-
tion. Seit zehn Jahren bieten die 
Universitären Psychiatrischen 
Dienste Bern (UPD) die «Sprech-
stunde für MigrantInnen» an. 
Dieses multimodale, interdiszipli-
näre Behandlungskonzept für 
psychisch kranke Migrantinnen 
und Migranten soll nun Nachahmer 
finden. In einem kürzlich erschiene-
nen Handbuch sind das Konzept 
und seine wissenschaftlichen 
Grundlagen zusammengefasst.

Mehrere Studien zeigen, dass Migran-
tinnen und Migranten im ambulanten 
psychiatrischen Bereich stark unterver-
sorgt sind. Dabei sind vor allem Asyl
suchende und Flüchtlinge besonders 
häufig von psychischen Erkrankungen 
betroffen. Die Gründe dafür sind trau-
matisierende Erlebnisse wie Krieg,  
Folter, Gewalt oder Verfolgung. Viele 
psychisch kranke Migrantinnen und  
Migranten wenden sich mit ihrem Lei-
den aber an einen somatischen Arzt und 
werden erst spät – oft zu spät – an psy-
chiatrische Fachleute weiterverwiesen. 
Bei vielen ist die psychische Erkrankung 
dann bereits chronisch. Hohe Kosten für 
das Gesundheitssystem und geringere 
Rehabilitationschancen sind die Folgen. 

Ratgeber für Migrantinnen und 
Migranten und ihre Angehörigen. 
Die Publikation «Älter werden in 
der Schweiz» soll helfen, die 
Zugangsbarrieren für ältere Zuge-
wanderte zum Schweizer Gesund-
heits- und Sozialwesen abzubauen.

Ältere Migrantinnen und Migranten 
sind schlechter über Gesundheitsförde-
rungsmassnahmen informiert und nut-
zen Versorgungsangebote wie Spitex 
und Altersheime viel weniger als ihre 
einheimischen Altersgenossen. Die 
Hauptursache für dieses Ungleichge-
wicht sind Sprachbarrieren: Viele Mig-
rantinnen sprechen die hiesigen Spra-
chen nur dürftig und sind entsprechend 
schlecht über die Angebote informiert. 
Gemäss dem gesetzlich verankerten In-
tegrationsauftrag sind Kantone und Ge-
meinden dazu verpflichtet, Auslände-
rinnen und Ausländer über ihre Rechte 
und Pflichten zu informieren. Dazu ge-
hört, dass Institutionen des Gesund-
heits- und Sozialwesens ihre Angebote 
gezielt auch der älteren Migrationsbe-
völkerung zugänglich machen und Zu-
gangsbarrieren abbauen. 
Der Gesundheitsratgeber «Älter werden 
in der Schweiz» soll dazu einen Beitrag 
leisten. Er wird vom Schweizerischen 
Roten Kreuz (SRK) und vom Bundesamt 
für Gesundheit (BAG) in acht verschie-
denen Sprachen herausgegeben (siehe 
Kasten). Er soll ältere Migrantinnen und 
Migranten auf das Älterwerden vorbe-
reiten und ihre Selbstbestimmtheit und 
Selbstständigkeit im Alter stärken.

Es fehlt bisher weitgehend an nieder-
schwelligen, ambulanten psychiatri-
schen Behandlungseinrichtungen, die 
auf die besondere Situation von Migran-
tinnen und Migranten spezialisiert sind. 

Konzept mit Vorzeigecharakter
Die «Sprechstunde für MigrantInnen» 
der Universitären Psychiatrischen 
Dienste Bern (UPD) hat in diesem Be-
reich Pionier- und Vorzeigecharakter. 
Dieses interdisziplinäre Behandlungs-
konzept richtet sich vor allem an psy-
chisch kranke Asylsuchende und trau-
matisierte Migrantinnen und Migranten. 
Dank Modulen aus verschiedenen Diszi-
plinen kann die Behandlung sehr indivi-
duell und auf breiter Basis ausgestaltet 
werden. Interkulturelle Übersetzerin-
nen und Übersetzer stellen dabei die 
Verständigung sicher. Das Konzept be-
steht aus folgenden Modulen:

1. �Psychiatrische Abklärungen und 
ambulante Psychotherapie: Dieses 
zentrale, fallführende Modul der 
«Sprechstunde» bestimmt und  
koordiniert die Teilnahme der Pati-
entinnen und Patienten an weiteren 
Modulen.

2. �Sozialberatung: Unterstützung in 
Bereichen wie Arbeit/Arbeitslosig-

Von Gesundheitstipps  
bis Versicherungsfragen

Der Ratgeber enthält auf 58 Seiten prak-
tische Tipps, Informationen und Adres-
sen von Anlaufstellen rund um das The-
ma «Älter werden in der Schweiz». Im 
Vordergrund steht das Kapitel «Gesund-
heit», in dem Themen wie Ernährung, 
Bewegung, Demenz, Medikamenten-
sucht und Rechte und Pflichten bei 
Krankheit oder Vorsorgeuntersuchun-
gen behandelt werden. Im Kapitel «Ver-
sicherungen und rechtliche Aspekte» 
werden Fragen rund um AHV, IV, Pensi-
onskasse und den Anspruch auf Bedarfs- 
und Zusatzleistungen beantwortet. Die 
verschiedenen Möglichkeiten des Woh-
nens im Alter und die entsprechenden 
Unterstützungsangebote wie die Spitex, 
das betreute Wohnen oder Notrufsyste-
me werden im vierten Kapitel vorge-
stellt. Schliesslich werden Fragen im 
Bezug auf das Lebensende wie Patien-
tenverfügungen und Angebote der Palli-
ative Care angesprochen. 

Link: www.migesplus.ch 

Kontakt: Martin Wälchli, 
Projektleiter Gesundheitsförderung 
und Prävention, Nationales Programm 
Migration und Gesundheit, 
martin.waelchli@bag.admin.ch

Patienten, die Interesse und Freude 
an Gartenarbeit haben und über 
soziale Grundfähigkeiten verfügen.

Mit finanzieller Unterstützung des Bun-
desamts für Gesundheit (BAG) ist das 
Konzept der «Sprechstunde für Migran-
tInnen» der UPD nun in einem Hand-
buch festgehalten worden. Neben der 
Beschreibung der einzelnen Module und 
ihrer wissenschaftlichen Grundlagen 
zeigt das Handbuch auch die Wirksam-
keit des Behandlungskonzepts anhand 
einer eigens in der Sprechstunde für Mi-
grantInnen durchgeführten Studie auf 
(Nosetti, 2011). Weiter enthält es grund-
legende Informationen über den Gesund-
heitszustand und die gesundheitliche 
Versorgungslage der Migrationsbevöl-
kerung der Schweiz auf. Das Handbuch 
soll Anregung und Anleitung für Ein-
richtungen sein, die ein ähnliches Ange-
bot schaffen wollen.  

Kontakt: Serge Houmard, 
Projektleiter Gesundheitsversorgung 
und Bildung, Nationales Programm  
Migration und Gesundheit, 
serge.houmard@bag.admin.ch 

Behandlungskonzept für psychisch kranke Migrantinnen und Migranten

Gesunder Lebensabend auch für Zugewanderte

«Älter werden in der Schweiz. Gesundheitsratgeber für Migrantinnen und 
Migranten und ihre Angehörigen» Erhältlich in den Sprachen Deutsch, 
Französisch, Italienisch, Albanisch, Bosnisch/Kroatisch/Serbisch, Portugie-
sisch, Spanisch und Türkisch. Download oder kostenlose Bestellung unter 
www.migesplus.ch – Gesundheitsinformationen in mehreren Sprachen 
(elektronische Version verfügbar ab sofort, Printversion ab August)
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wurde in allen drei Regionen weiter vo-
rangetrieben. So hat zum Beispiel Aarau 
die Vernetzung innerhalb des Quartiers 
und mit der Stadt intensiviert. Nicht im-
mer gelungen ist allerdings das Haupt-
anliegen der APUG: die Verknüpfung 
von Gesundheitsförderung und Umwelt-
schonung. Der Gesundheitsaspekt ist 
meist zugunsten von anderen Aspekten 
der nachhaltigen Entwicklung in den 
Hintergrund getreten. 

Monitorings lohnen sich
Die APUG-Pilotregionen zeigen, dass 
sich ein Monitoring nach Programmab-
schluss aus mehreren Gründen lohnt: 
Erstens kann aufgezeigt werden, wie 
sich die Bundesinvestitionen langfristig 
in einer Region auszahlen. Bei Ab-
schluss eines Programms nach vier Jah-
ren kann eine Evaluation meist noch 
keine grösseren Wirkungen nachweisen, 
da viele Entwicklungen mehr Zeit benö-
tigen, um ihre volle Wirkung zu entfal-
ten. Mit einem langfristigen Monitoring 
ist es deshalb eher möglich, weiterge-
hende Veränderungen und Wirkungen 
aufzuzeigen. Zweitens dient das Moni-
toring nicht nur als Untersuchungsinst-
rument, sondern auch als Interventions-
massnahme: Es zeigt den Regionen, 
dass der Bund als ehemalige Programm-
leitung nach wie vor am Geschehen und 

Nachhaltigkeit von Bundespro-
grammen. Monitorings nach 
Abschluss eines Bundespro-
gramms dienen nicht nur der 
Dokumentation und der Informati-
on, sondern auch der Motivation, 
die initiierten Projekte weiterzufüh-
ren. Das ist die Erkenntnis des 
Syntheseberichts zum Monitoring 
der langfristigen Auswirkungen 
des Aktionsprogramms Umwelt 
und Gesundheit (APUG). 

Ein zentrales Anliegen von Bundespro-
grammen, die sich an Regionen richten, 
ist die nachhaltige Verankerung und 
Wirkung der initiierten Aktivitäten über 
das Programmende hinaus. Ob das tat-
sächlich gelingt, ist jedoch selten be-
kannt. Meist wird die Wirkung nur wäh-
rend und kurz nach Ende des Programms 
untersucht. Anders beim Aktionspro-
gramm Umwelt und Gesundheit (APUG). 
Dieses Aktionsprogramm wurde zwi-
schen 2001 und 2006 in den Pilotregio-
nen Crans-Montana VS, Thal SO und 
Telli Aarau AG durchgeführt. Nach dem 
Programmende wurden die Entwicklun-
gen in den drei Regionen weitere fünf 
Jahre lang beobachtet. Dieses «Pilot
monitoring» war in zweierlei Hinsicht 
erfolgreich: Es lieferte erfreuliche Re-
sultate zum langfristigen Erfolg des 
APUG, und es lässt den Schluss zu, dass 
allein die Durchführung des Monito-
rings diese positiven Resultate begüns-
tigt hat.

Nachhaltige Wirkungen  
des Programms

Mit dem APUG sollte die Bevölkerung zu 
gesundheits- und umweltgerechterem 
Verhalten motiviert und sollten die Ver-
hältnisse in den Regionen bezüglich Ge-
sundheit und Umwelt verbessert wer-
den. Im Zentrum standen die Bereiche 
Mobilität (Crans-Montana), Natur (Thal) 
und Wohnen (Telli Aarau). Der Erfah-
rungsbericht des Bundesamts für Ge-
sundheit (BAG) «10 Jahre Gesundheit 
und Umwelt» kam 2007 zum Schluss, 
dass die Pilotregionen während der 

fünfjährigen Programmdauer ihre Ziele 
mehrheitlich erreicht hatten. Um das 
Erreichte nachhaltig zu sichern, wurden 
die Pilotregionen vom BAG frühzeitig 
aufgefordert aufzuzeigen, wie sie die re-
gionalen Aktivitäten nach Ablauf des 
Programms fortsetzen wollten. Mit ei-
nem Monitoring wurde anschliessend 
die Wirkung dieser Aktivitäten verfolgt. 
Das Monitoring machte deutlich, dass 
sich die Pilotregionen während der fünf 
Jahre nach Abschluss des Programms 
mehrheitlich im Sinne des APUG weiter-
entwickelten und das Programm eine 
nachhaltige Wirkung entfalten konnte. 
So haben alle drei Regionen ihren Weg 
zu einer nachhaltigen Entwicklung fort-
gesetzt. Die Region Crans-Montana hat 
beispielsweise ihre Ziele im Bereich der 
sanften Mobilität und des sanften Tou-
rismus in einem Entwicklungsrichtplan 
verankert. Den Regionen ist es weiter 
gelungen, die Verhältnisse so zu verän-
dern, dass ein gesundheitsförderndes 
und umweltschonendes Verhalten un-
terstützt wird. Die Regionalentwicklung 
von Thal etwa wurde so ausgerichtet, 
dass der sanfte Tourismus und die regi-
onale Produktion ausgeweitet werden 
konnten. Thal ist heute ein Naturpark 
von nationaler Bedeutung. Auch der 
Ausbau der regionalen Netzwerke, die 
während des APUG entstanden sind, 

Dokumentieren, motivieren, Wissen generieren:  
die dreifache Wirkung von Monitorings

Daten zu Sucht. Mit Suchtmonito-
ring Schweiz hat das Bundesamt 
für Gesundheit (BAG) ein neues 
Informationssystem in Auftrag 
gegeben. Ziel ist das Sammeln von 
Daten aus der Bevölkerung zum 
Thema Sucht, zum Konsum von 
psychotropen Substanzen (Alkohol, 
Tabak, Drogen, Medikamente) und 
zu den daraus entstehenden Fol-
gen für die Gesellschaft.

Suchtmonitoring Schweiz besteht aus 
drei Teilen: eine Zusammenstellung der 
wichtigsten vorhandenen Datenquellen 
zum Thema Sucht in der Schweiz, einer 
im Januar 2011 gestartete Telefonum-

frage sowie einem Modul, das speziell 
dem Konsumverhalten von Jugendli-
chen während des Ausgangs am Wo-
chenende gewidmet ist.
Das Suchtmonitoring wird dank der re-
gelmässigen und umfassenden Datener-
hebung zu einer der wichtigsten Infor-
mationsquellen für den Konsum von 
Tabak, Alkohol, Drogen und Medikamen-
ten werden. Mit dem neuen Instrument 
wird es möglich sein, die Trends bei den 
einzelnen Substanzen, aber auch die 
Entwicklungen von multiplem Substanz-
gebrauch zu beobachten. Aspekte wie 
Prävalenz, Mortalität, soziale Kosten, Ri-
siken im Zusammenhang mit dem Kon-
sum werden beleuchtet.

Suchtmonitoring Schweiz – ein gross angelegtes Projekt
Auf der Website www.suchtmonitoring.
ch werden die Daten veröffentlicht und 
regelmässig aktualisiert. Die Aufschal-
tung ist für Herbst 2012 geplant.
Suchtmonitoring Schweiz wird durch 
ein Konsortium von vier Institutionen 
durchgeführt: Sucht Schweiz (Lau-
sanne), das Institut für Sozial- und Prä-
ventivmedizin der Universität Lausanne 

(IUMSP), das Institut für Sucht- und Ge-
sundheitsforschung Zürich (ISGF) und 
das Institut für Begleit- und Sozialfor-
schung Zürich (IBSF).

Kontakt: Karine Begey, 
Abteilung Nationale 
Präventionsprogramme, 
karine.begey@bag.admin.ch

den Aktivitäten in den Regionen interes-
siert ist. Dieses Interesse motiviert sie, 
ihren eingeschlagenen Weg weiterzuge-
hen. Drittens ist ein solches Monitoring 
eine wichtige Erkenntnisquelle für an-
dere, künftige Programme. Es zeigt auf, 
was die Erfolgsfaktoren für eine nach-
haltige Wirkung eines Bundespro-
gramms sind und wie der Bund und die 
Regionen die entsprechenden Rahmen-
bedingungen beeinflussen können. Für 
die nachhaltige Verankerung von Bun-
desaktivitäten ist das Monitoring also 
eine wichtige Massnahme. In einem 
2011 durchgeführten Workshop emp-
fehlen die APUG-Beteiligten denn auch, 
Monitoring als festen Bestandteil des 
Programmzyklus zu betrachten.

Weiterführende Informationen
Synthesebericht Monitoring der lang-
fristigen Auswirkungen des Aktionspro-
gramms Umwelt und Gesundheit 
(APUG) in den ehemaligen Pilotregionen 
Crans-Montana, Thal und Aarau
www.bag.admin.ch/evaluation/ 
> Berichte > weitere Themen

Kontakt: Markus Weber, 
Stellvertretender Leiter Fachstelle 
Evaluation und Forschung, 
markus.weber@bag.admin.ch

Manuela Oetterli und Andreas Balthasar, Interface Politikstudien Forschung Beratung, Luzern

1. Planung 2. Umsetzung

5. Valorisierung

3. Sicherung 4. Monitoring

Fünfphasiger Programmzyklus
zur nachhaltigen Verankerung

von Bundesaktivitäten in Regionen
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Und nicht zuletzt verschlechtern sich 
die sozialen Beziehungen, Menschen 
vereinsamen und ziehen sich vermehrt 
zurück. 

Mit dem Nationalen Programm Alkohol 
(NPA) engagiert sich das BAG gemein-
sam mit einer breiten Allianz – beste-
hend aus den Kantonen und diversen 
Partnern aus den Bereichen Prävention, 
Behandlung, Forschung und Vollzug – 
für die Verhinderung und Verminde-
rung von chronisch-problematischem 
Alkoholkonsum. Die Allianz benennt die 
Gefahren und Schäden des Alkohol-
missbrauchs und dessen Ursachen, ent-
wickelt beispielsweise Instrumente für 
das Gesundheits- und Sozialwesen und 
sorgt für Hilfe zugunsten von Betroffe-
nen, Gefährdeten und ihren Angehöri-
gen. Wo beim Alkoholkonsum durch äl-
tere Menschen konkret angesetzt 

Neue Studien. Viele ältere Men-
schen geniessen ihren Lebens-
abend – und für etliche unter ihnen 
gehört ein Glas Wein oder Bier 
zum Essen dazu. Einige jedoch 
trinken mehr und öfter Alkohol und 
können damit ihre Gesundheit 
gefährden – insbesondere in 
Kombination mit Medikamenten. 
Das stellt Angehörige und Betreu-
ungspersonen vor die unterschied-
lichsten Herausforderungen und 
zeigt den Bedarf nach entsprechen-
den Unterstützungsangeboten auf. 
Dies sind die Resultate zweier 
Studien zu diesem Thema. 

Um mehr über den Alkoholkonsum älte-
rer Menschen in der Schweiz zu erfah-
ren, hat das Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) Sucht Schweiz sowie das Institut 
für Sucht- und Gesundheitsforschung 
(ISGF) mit entsprechenden Untersu-
chungen beauftragt.

Eine Analyse der Schweizerischen Ge-
sundheitsbefragung (SGB) durch Sucht 
Schweiz (siehe Kasten) zeigt, dass bei-
nahe jeder zehnte Mann (9%) im Alter 
von 65 bis 69 Jahren einen chronisch-
problematischen Alkoholkonsum auf-
weist. Bei Frauen liegen die Zahlen 
leicht tiefer: Bei den 65- bis 69-Jährigen 
haben 6,6% einen chronisch-problema-
tischen Alkoholkonsum. Chronisch-pro-
blematisch bedeutet, dass ein Mann im 
Durchschnitt mehr als 40 Gramm rei-
nen Alkohol pro Tag konsumiert. Bei 
den Frauen spricht man von durch-
schnittlich 20 Gramm pro Tag. Dies ent-
spricht ungefähr drei bis vier respektive 
ein bis zwei Gläsern Wein. Die entspre-
chenden gesundheitlichen und ökono-
mischen Konsequenzen müssen aus  

Public-Health-Sicht ernst genommen 
werden.

Mit dem Nationalen Programm 
Alkohol gemeinsam(e) Lösungen 
finden

In der Schweiz werden Menschen im-
mer älter. Damit einher geht auch die 
Zunahme von im Alter gehäuft vorkom-
menden Krankheiten wie zum Beispiel 
Krebs, Diabetes, Bluthochdruck oder 
Depressionen. Studien zeigen, dass ein 
hoher Alkoholkonsum einen Risikofak-
tor in Bezug auf diese Krankheiten dar-
stellt. Die Gefahr ist zudem gross, dass 
der Alkohol die Wirkung von Medika-
menten verändert oder gefährliche 
Wechselwirkungen auslöst. Weitere ne-
gative Gesundheitsfolgen übermässigen 
Alkoholkonsums sind neuropsychiatri-
sche Komplikationen, Verwirrtheitszu-
stände, Stürze oder Mangelernährung. 

Wenn ältere Menschen zu oft zum Alkohol greifen

Maserneliminationsstrategie. Die 
WHO-Region Europa will die 
Masern bis 2015 eliminieren. Auch 
die Schweiz hat sich verpflichtet, 
dieses Ziel zu erreichen, der Bun-
desrat hat im Dezember 2011 die 
Maserneliminationsstrategie 
verabschiedet. An Masern sterben 
jedes Jahr Zehntausende Men-
schen, insbesondere Kinder in der 
Dritten Welt. 

Gemäss Schätzungen der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) starben 2008 

weltweit mehr als 160 000 Menschen an 
Masern. Am meisten betroffen sind Kin-
der unter fünf Jahren in Entwicklungs-
ländern, aber auch in Europa sterben 
Menschen an Masern.

Bevor es eine Impfung gab, erkrankten 
Kinder in der Regel vor dem zehnten Le-
bensjahr an dieser Krankheit. Deshalb 
werden Masern als Kinderkrankheit be-
zeichnet. Der Begriff ist aber irrefüh-
rend, denn auch Erwachsene können an 
Masern erkranken, wenn sie die Krank-
heit nicht durchgemacht haben und 
nicht geimpft sind. Die Masernimpfung 
bietet zuverlässigen Schutz vor einer In-
fektion und verursacht viel seltener 
Komplikationen als eine Masernerkran-
kung. 

Nationale Informationskampagne 
motiviert zu Nachimpfung

Damit die Schweiz die Masernelimina
tion erreichen und halten kann, müssen 
mindestens 95% der Kinder jedes Jahr-
gangs bis zum zweiten Geburtstag mit 
zwei Dosen gegen Masern geimpft sein. 

Die Schweiz kämpft gegen die Masern
Man geht davon aus, dass die  
grosse Mehrheit der heute über 50-Jäh-
rigen als Kind mit dem Masernvirus in 
Kontakt gekommen sind und deshalb 
immun sind. Viele der unter 50-Jähri-
gen sind aber nicht vor Masern ge-
schützt. Bund und Kantone führen des-
halb zwischen 2013 und 2015 eine 
nationale Informationskampagne durch, 
um insbesondere diese Erwachsenen 
anzusprechen und zur Nachimpfung zu 
motivieren. Zudem soll der Zugang zur 
Impfung möglichst einfach gemacht 
werden.

Ziel ist die Herdenimmunität
Wenn eine Krankheit eliminiert ist, 
heisst dies nicht, dass sie gar nicht mehr 
vorkommt. Es bedeutet lediglich, dass 
nur noch einzelne Erkrankungen auftre-
ten. Meist sind diese aus Ländern «im-
portiert», in denen das Virus noch nicht 
eliminiert ist. Damit die Masern als eli-
miniert gelten, müssen mindestens 95% 
der Bevölkerung immun sein. Wird dies 
erreicht, entsteht eine sogenannte Her-
denimmunität. Die Krankheit kann sich 

nicht weiterverbreiten. So haben selbst 
Personen, die sich nicht impfen lassen 
können, nur ein geringes Ansteckungs-
risiko. Sie gelten deshalb auch als ge-
schützt. Das Prinzip der Herdenimmu-
nität greift aber nur, wenn die wenigen 
noch auftretenden Fälle frühzeitig er-
kannt und weitere Übertragungen so-
fort verhindert werden. Ganz Amerika, 
Australien und einige Länder Europas 
haben die Masern bereits eliminiert.

Kontakt: Daniel Koch, 
Abteilungsleiter 
Übertragbare Krankheiten,
daniel.koch@bag.admin.ch

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
hat gemeinsam mit den Kantonen, medi-
zinischen Fachgesellschaften und inter-
essierten Organisationen eine Masern
eliminationsstrategie entwickelt. Diese 
hat der Bundesrat am 16. Dezember 2011 
verabschiedet und das BAG mit der Um-
setzung beauftragt. Auch die Gesund-
heitsdirektorenkonferenz GDK hat der 
Strategie zugestimmt.

Zwei Studien geben Aufschluss
Die beiden durch das Bundesamt für 
Gesundheit in Auftrag gegebenen Stu
dien nehmen sich der Frage des Alkohol-
konsums älterer Menschen in der 
Schweiz an: Sucht Schweiz wertete die 
Schweizerische Gesundheitsbefragung 
(SGB) aus dem Jahre 2007 mit Blick auf 
Frauen und Männer ab 60 Jahren aus, 
die psychoaktive Substanzen (also auch 
Alkohol) konsumieren. Die Studie des 
Instituts für Sucht- und Gesundheitsfor-
schung (ISGF) hat untersucht, welche 
Massnahmen geeignet sind, um den 
problematischen Alkoholkonsum älterer 
Menschen zu reduzieren. Beide Studien 
sind online abrufbar unter: 
www.alkohol.bag.admin.ch respektive 
www.suchtschweiz.ch und www.isgf.ch.

werden muss, hat das ISGF, Verfasserin 
der zweiten Studie (siehe Kasten), ana-
lysiert. Unter anderem werden Gesund-
heitsbehörden angeregt, das Thema des 
Alkoholmissbrauchs älterer Menschen 
künftig vermehrt in ihre Gesundheitspo-
litik zu integrieren. Weiter empfiehlt das 
ISGF, dass Gesundheitseinrichtungen, 
wie Alters- und Pflegeheime, entspre-
chende Konzepte und Leitfäden entwi-
ckeln, die auf die Reduktion des proble-
matischen Alkoholkonsums abzielen. 
Alle diese Massnahmen sollen es ermög-
lichen, dass ältere Menschen ihren Le-
bensabend in Würde geniessen können 
und möglichst gesund altern.

Kontakt: Gabriela Scherer, 
Co-Leiterin Sektion Alkohol, 
gabriela.scherer@bag.admin.ch
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Titel Inhalt/Umfang Bezugsquelle

Gesundheit der Migrantinnen und 
Migranten in der Schweiz

Diese Publikation enthält die wichtigsten Ergebnisse des zweiten Gesundheitsmonito-
rings der Migrationsbevölkerung in der Schweiz (GMM II). Dieses wurde im Herbst 
2010 im Rahmen des Nationalen Programms Migration und Gesundheit durchgeführt. 
Zugewanderte aus der Türkei, Portugal, Serbien, dem Kosovo, Somalia und Sri Lanka 
gaben Auskunft über ihren Gesundheitszustand, ihr Gesundheitsverhalten, ihre Inan-
spruchnahme medizinischer Dienstleistungen und ihre Gesundheitskompetenz.

In Deutsch oder Französisch gratis 
erhältlich via www.miges.admin.ch  
> Forschung

Migrationsspezifische Analyse der 
Krankenhausstatistik

Im Auftrag des BAG analysierte das Schweizerische Gesundheitsobservatorium (Ob-
san) die Medizinische Statistik der Krankenhäuser. Die Studie hatte zum Ziel, die 
Häufigkeit der Krankenhausaufenthalte (Hospitalisierungsraten) von Ausländerin-
nen und Ausländern in der Schweiz aufzuzeigen und diese mit derjenigen der Ein-
heimischen zu vergleichen. Insgesamt sind die Hospitalisierungsraten der unter-
suchten Migrantengruppen gleich hoch oder etwas tiefer als jene der einheimischen 
Bevölkerung. Bei einigen Diagnosegruppen liegen die Hospitalisierungsraten der 
Migrationsbevölkerung jedoch deutlich über derjenigen der Einheimischen (z.B. bei 
bestimmten psychischen Erkrankungen, Diabetes, Herz-Kreislauf-Erkrankungen).

www.miges.admin.ch > Forschung
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Sektionen, Fachstellen	 Telefon

Sektion Alkohol 	 031 323 87 86

Sektion Tabak	 031 323 20 43

Sektion Drogen	 031 323 87 13

Sektion Prävention und Promotion  
(Übertragbare Krankheiten)	 031 323 88 11

Aids-Dokumentation	 031 323 26 64
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Datum/Ort – Titel Kurzbeschrieb Kontaktadresse

14. bis 23. September 2012
Palais de Baulieu, Lausanne
Comptoir Suisse, Espace Nutrition

Auf dem Messestand des BAG und seiner Partner können Besucherinnen und 
Besucher sich mit der neuen Ernährungspyramide und den grössten gesundheit
lichen Herausforderungen (wie z.B. der Salzkonsum) vertraut machen.

www.comptoir.ch

19. September 2012
Kongresshaus Biel

Nachtleben: Spass und Risiko –  
lebendige Stadt oder öffentliches 
Ärgernis?
1. Nationale Tagung Safer Nightlife

Die 1. Nationale Tagung Safer Nightlife widmet sich dem Thema Nachtleben und 
seinen Auswirkungen auf Individuum und Gesellschaft und präsentiert am Vormit-
tag Resultate und Erkenntnisse sowie mögliche Antworten der Prävention und 
Schadensminderung zu Substanzkonsum, Konsumtrends und -verhalten.  
Am Nachmittag werden die Folgen des mediterranisierten Nachtlebens für den 
öffentlichen Raum und die Städte mit verschiedenen Akteuren diskutiert.
Die Tagung richtet sich an:  Suchthilfe (alle Bereiche), Medizin, Aids-Hilfe, Polizei, 
Forschung, Politik, Gemeinwesenarbeit, Club- und Barbetreiber

www.infodrog.ch

18. und 19. Oktober 2012
Centre International de Conférences 
Genève

NaSuKo3 – Dritte Nationale  
Substitutionskonferenz

Die SSAM organisiert im Auftrag des Bundesamts für Gesundheit die dritte Auflage 
einer Konferenz über alle Aspekte der Substitutionsbehandlungen. Sie findet in 
Genf statt, parallel zum 3e Colloque international francophone sur le traitement de 
la dépendance aux opioïdes (TDO3). Die Anmeldung zur NaSuKo gibt automatisch 
Zugang zum TDO3. Am Donnerstagmorgen bieten die beiden Veranstaltungen ein 
gemeinsames Programm zu folgender Fragestellung an: Die substitutionsgestützte 
Behandlung im Spannungsfeld von wissenschaftlichen Empfehlungen, legale und 
administrative Regelungen sowie die tägliche Realität der Patientinnen und Patien-
ten: Welche Zukunftsvision?

www.nasuko3.ch

Agenda

Sektionen, Fachstellen	 Telefon

Sektion Grundlagen  
(Nationale Präventionsprogramme)	 031 323 87 93

Sektion Kampagnen	 031 323 87 79

Sektion Ernährung und Bewegung	 031 323 87 55

Nationales Programm  
Migration und Gesundheit	 031 323 30 15
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Werten aus Frankreich (4,2%), Belgien 
(3,5%) und Italien (3,3%). Zu den häu-
figsten Essstörungen gehören die Ano-
rexie (Magersucht), die Bulimie (Ess-
Brech-Sucht) und das «Binge Eating» 
(engl. binge: Gelage). Letzteres sind un-
kontrollierte Essanfälle ohne anschlie-
ssende Kompensation zur Verhinde-
rung einer Gewichtszunahme, wie es 
bei der Bulimie der Fall ist. 

Vorwiegend Frauen betroffen
Die Studie zeigt, dass Anorexie typi-
scherweise in der Adoleszenz entsteht. 
Bulimie und Binge Eating hingegen ent-
stehen eher später; auch über Dreissig-
jährige erkranken an diesen Essstörun-
gen. Frauen sind wie erwartet viel 
stärker von Essstörungen betroffen als 
Männer. Am deutlichsten ist das Un-
gleichgewicht bei der Anorexie: Frauen 
leiden sechsmal häufiger an Magersucht 
als Männer (1,2 vs. 0,2%). Weniger aus-
geprägt ist die Geschlechterdiskrepanz 
bei den anderen zwei Störungen: Bei der 
Bulimie sind es 2,4% vs. 0,9% und beim 
Binge Eating 2,4 vs. 0,7%. 

Normalgewicht  
trotz Essstörungen

Essstörungen gehen nicht zwingend mit 
Unter- oder Übergewicht einher. Ge-
wichtsprobleme sind nur ein mögliches 
Symptom dieser Erkrankungen, viele 
Betroffene sind normalgewichtig. Von 
den Anorexiekranken sind «nur» 13% 
untergewichtig, 82% haben ein norma-
les Gewicht. Von den Bulimiekranken 
sind 5% unter-, 59% normal- und 37% 
übergewichtig. Bei den Binge Eatern 
sind 55% normal- und 42% übergewich-
tig. Eine von drei Personen (33,1%) mit 
einer Essstörung zeigt zudem Anzei-
chen von Orthorexie, einem auffälligen 
Verhalten, sich möglichst «gesund» zu 
ernähren.

Ernsthafte Krankheiten 
Essstörungen sind ein ernsthaftes ge-
sundheitliches Problem in der Schweiz. 
Sie verlaufen oft chronisch über viele 
Jahre und führen bei einer erheblichen 
Zahl von Betroffenen zu einer Invalidi-
sierung oder gar zum Tod. Angesichts 
der schweren Folgen von Essstörungen 
ist es wichtig, die Bevölkerung für diese 
Krankheiten zu sensibilisieren und die 
Entwicklung der Prävalenz von Essstö-
rungen aufmerksam zu verfolgen.

Beide Studien wurden anhand interna-
tionaler Standards durchgeführt und 
sind damit weltweit die ersten nationa-
len Erhebungen dieser Grössenordnung 
in den Bereichen Essstörungen und All-
tagsbewegung. Die Ergebnisse flossen 
in die neue MOSEB-Broschüre «Ernäh-
rung und Bewegung in der Schweiz», 
(siehe Bild) ein und sind somit Teil der 
gesamtheitlichen Betrachtung des Ge-
sundheitsverhaltens.

Kontakt: Valérie Bourdin, 
Sektion Ernährung und Bewegung, 
valerie.bourdin@bag.admin.ch

andere Backwaren, Käse und Käseerzeug-
nisse, Fleischerzeugnisse und Fertigge-
richte. Gemäss der Studie hat sich die 
Salzreduktion bei keinem der drei Krite-
rien negativ ausgewirkt. Bei einigen Pro-
dukten wurde die salzreduzierte Varian-
te von den Testessern sogar bevorzugt. 
Aufgrund dieser Resultate wurden für elf 
Produktgruppen kurzfristig ein tieferer 
Zielwert für den Salzgehalt sowie Emp-
fehlungen zur Salzreduktion abgeleitet.

Tipps für die  
Gemeinschaftsgastronomie

In einem zweiten Projekt – durchgeführt 
vom Fachbereich Gesundheit der Ber-
ner Fachhochschule (BFH) – wurde die 
Gemeinschaftsgastronomie unter die 
Lupe genommen. Dabei wurde nachver-
folgt, wie viel Salz dem Essen in Mensen, 
Kantinen oder Heimen zugefügt wird, 
und zwar vom Ausgangsprodukt bis zur 
Ausgabe an den Konsumenten. Auf die-
ser Grundlage erarbeitete die BFH zu-
sammen mit Branchenpartnern fünf 

Salzstrategie 2008–2012. Die 
Schweizerinnen und Schweizer 
nehmen fast doppelt so viel Salz zu 
sich wie von der WHO empfohlen, 
mit den entsprechenden gesund-
heitlichen Folgen: Ein zu hoher 
Salzkonsum erhöht das Risiko für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Zwei 
Hochschulstudien zeigen zudem, 
dass Nahrungsmittelhersteller und 
die Gemeinschaftsgastronomie 
den Salzgehalt ihrer Produkte ohne 
Weiteres reduzieren können.

Ergebnisse einer Studie des Bundesamts 
für Gesundheit (BAG) mit 1500 Personen 
bestätigen, dass in der Schweiz zu viel 
Salz konsumiert wird. Der tägliche  
Pro-Kopf-Salzkonsum der Schweizerin-
nen und Schweizer beträgt demnach  
9,1 Gramm, wobei die Männer deutlich 
mehr Salz konsumieren als die Frauen 
(10,6 vs. 7,8 Gramm). Mit diesen Zahlen 
liegt die Schweiz weit über der von der 
WHO empfohlenen Tageshöchstmenge 

von 5 Gramm Salz pro Tag. Gleichzeitig 
mit dem Salzkonsum wurden Daten zum 
Blutdruck erhoben: 26% der getesteten 
Personen leiden unter Bluthochdruck. 
Männer sind mit 32% stärker betroffen 
als Frauen mit 1%. Die Studie wurde im 
Rahmen der Salzstrategie 2008–2012 
des BAG durchgeführt. Diese hat zum 
Ziel, den Salzkonsum der Schweizerin-
nen und Schweizer bis Ende 2012 auf 
unter 8 Gramm zu senken. Langfristig 
werden die empfohlenen 5 Gramm pro 
Tag angestrebt.

Salzärmere Nahrungsmittel 
Dass dieses Ziel erreicht werden kann, 
zeigt eine Studie der Schweizerischen 
Hochschule für Landwirtschaft (SHL). In 
enger Zusammenarbeit mit Nahrungs-
mittelunternehmen hat die SHL abge-
klärt, ob es aus technologischer, ge-
schmacklicher sowie aus Sicht der 
Lebensmittelsicherheit möglich ist, den 
Salzgehalt in gewissen Nahrungsmitteln 
zu reduzieren. Getestet wurden Brot und 

Weniger Salz im Schweizer Essen
Massnahmen zur Salzreduktion in der 
Gemeinschaftsgastronomie. Dies sind 
der Aufbau einer Datenbank mit den 
Salzgehalten einzelner Produkte, die Er-
arbeitung von Rezepturen für salzarme, 
ausgewogene und schmackhafte Ge-
richte, das Optimieren von Portionen 
bei der Selbstbedienung und das Bereit-
stellen von nicht salzhaltigen Würzmit-
teln wie Kräutern oder Gewürzen. Ab-
gerundet werden diese Massnahmen 
durch Trainings «on the job», also durch 
die Sensibilisierung der Köche für den 
sparsameren Umgang mit Salz in Gast-
ronomieküchen. 

Das BAG wird nun mit den Lebensmit-
telherstellern und der Gastronomie eine 
gemeinsame Vorgehensweise für die 
Salzreduktion festlegen und die Situati-
on weiter verfolgen. 

Kontakt: Valérie Bourdin, 
Sektion Ernährung und Bewegung, 
valerie.bourdin@bag.admin.ch

Prävalenzstudie. Aus früheren 
internationalen Studien ist bekannt, 
dass die Prävalenz von Essstörun-
gen in den letzten Jahrzehnten 
zugenommen hat. Konkrete Zahlen 
für die Schweiz gab es bisher 
jedoch nicht. Dank einer neuen 
Studie der Universität Zürich kann 
die Verbreitung dieser Krankheiten 
hierzulande nun beziffert werden.

Das Universitätsspital Zürich und das 
Institut für Sozial- und Präventivmedi-
zin der Universität Zürich haben 2010 

im Auftrag des Bundesamts für Gesund-
heit (BAG) die erste national repräsen-
tative Studie über die Verbreitung von 
Essstörungen in der Schweiz durchge-
führt. Dabei wurden 10 000 Personen 
im Alter von 15 bis 60 Jahren zum The-
ma befragt. Gemäss dieser Studie be-
trägt die Lebenszeitprävalenz von Ess-
störungen in der Schweiz 3,5%. Das 
heisst, von 100 Personen haben zwi-
schen 3 und 4 in ihrem Leben mindes-
tens einmal an einer Essstörung gelitten. 
Im europäischen Vergleich sind die 
Schweizer Werte vergleichbar mit den 

Essstörungen relativ weit verbreitet

Essstörungen und ihre häufigsten Symptome

Anorexia nervosa (Magersucht)
– Weigerung, ein normales Körpergewicht zu halten
– Körpergewicht unter 85% des Normalgewichts
– Grosse Angst vor Gewichtszunahme
– Gestörte Körperwahrnehmung
– Bei Frauen: Ausbleiben der Menstruation

Bulimia nervosa (Ess-Brech-Sucht)
– �Wiederkehrende Essanfälle und Massnahmen zur Verhinderung einer Ge-

wichtszunahme (z.B. Erbrechen, Fasten, exzessive sportliche Betätigung)
– Figur und Gewicht spielen für die Selbstbewertung eine zentrale Rolle
– �Mindestens zweimal pro Woche und mindestens drei Monate lang Episoden 

von Fressanfällen/Erbrechen/Entleerung

Binge-Eating-Störung (Essanfälle)
– �Wiederkehrende Episoden von Essanfällen ohne kompensatorische  

Massnahmen zur Verhinderung einer Gewichtszunahme
– �Merkliches Leiden hinsichtlich der Essanfälle
– �Mindestens zweimal pro Woche und mindestens sechs Monate lang  

Episoden von Essanfällen

Anorexie Bulimie Binge Eating

Frauen 1,2 % 2,4 % 2,4 %

Männer 0,2 % 0,9 % 0,7 %

Lebenszeitprävalenz von Essstörungen in der Schweizer Bevölkerung  
(Universität Zürich, 2011)
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stützen Interessierte bei allen Fragen 
rund um die Planung und die Umset-
zung von Aktionen.

Alkoholprävention. Mit der  
«Dialogwoche Alkohol» hat das 
Bundesamt für Gesundheit 2011 
die Alkoholkampagne «Ich spreche 
über Alkohol» lanciert – eine 
Diskussionsplattform für den 
gesellschaftlichen Dialog zum 
Thema Alkohol. 2013 findet die 
zweite «Dialogwoche» statt.

Wie können wir das Kulturgut Alkohol 
geniessen und gleichzeitig glaubwürdig 
den Exzessen entgegentreten? Diese 
Frage steht im Zentrum der Kampagne 
«Ich spreche über Alkohol». Diese neu-
artige nationale Alkoholpräventions-
kampagne wird vom Bundesamt für Ge-
sundheit im Rahmen des Nationalen 
Programms Alkohol zusammen mit  
14 Trägerorganisationen und zahlrei-
chen Umsetzungspartnern durchge-
führt. Die Debatte zum Umgang mit Al-
kohol ist wichtig, denn Alkoholprobleme 
sind immer noch ein Tabuthema. Die 
Kampagne «Ich spreche über Alkohol» 
basiert auf der Idee, der Bevölkerung 
das Wort zu geben. Alle sollen Gelegen-
heit haben, ihre Meinung zum Thema 
Alkohol zu äussern und Fragen von 
Fachpersonen beantworten zu lassen.

600 Veranstaltungen  
zum Thema Alkohol

Es gibt viele Möglichkeiten, wie sich  
Bevölkerung, Fachpersonen, Jugendli-
che und weitere Interessierte zum  
Thema Alkohol austauschen können. 
2011 wurde im Rahmen der Kampagne 
die erste Schweizer «Dialogwoche  
Alkohol» durchgeführt. Rund 230 Part-
ner aus allen Landesteilen haben sich 
mit mehr als 600 Veranstaltungen  
zum Thema Alkohol an der Woche be-
teiligt. Auf der Kampagnenwebsite 
www.ich-spreche-ueber-alkohol.ch kön-

nen unter der Rubrik «Eindrücke» Bil-
der und Stimmen aus diesen zehn Tagen 
abgerufen werden. Am 10. Mai 2012 
folgte dann der «Aktionstag Alkoholpro-
bleme», an dem Alkoholfachstellen den 
Dialog mit der Bevölkerung suchten und 
ihre Angebote an regionalen Veranstal-
tungen präsentierten.

Online-Dialog
Auf der Kampagnenwebsite werden lau-
fend aktuelle Informationen zum Thema 
Alkohol und zur Dialogkampagne aufge-
schaltet. Interessierte können diese mit 
Bekannten und Familienmitgliedern 
oder über die sozialen Netzwerke mit 
ihren Freunden teilen. Neben einem 
Veranstaltungskalender enthält die 
Website auch Kampagnenmaterial (Pos-
ter, Flyer, Filme), das für eigene Aktivi-
täten eingesetzt werden kann. Wer  
regelmässig über die Meilensteine der 
Alkoholkampagne informiert werden 
will, kann via Website oder mit einer  
E-Mail an alkoholkampagne@bag.admin.
ch den Newsletter abonnieren.

Neuauflage  
der «Dialogwoche Alkohol» 

Im Mai 2013 steht die zweite «Dialog-
woche Alkohol» auf dem Programm. 
Die Vorbereitungsarbeiten laufen be-
reits auf Hochtouren. Der Erfolg hängt 
aber letztlich von den Aktionen der 
Umsetzungspartner und der Bevölke-
rung ab. Gemeinden, Schulen, Vereine 
oder Privatperson sind aufgerufen, mit-
zureden und einen Beitrag zu leisten. 
Auf der Kampagnenwebsite sind alle 
nötigen Informationen und Inspiratio-
nen zu finden: Ideen für Aktionen und 
Veranstaltungen, Impressionen von der 
Dialogwoche 2011 sowie Kampagnen-
material zum Bestellen und Kontaktda-
ten zu Projektleitenden. Diese unter-

Link: www.ich-spreche-ueber-alkohol.ch
Kontakt: Valérie Maertens, 
Sektion Kampagnen, 
valerie.maertens@bag.admin.ch

Alkoholkampagne: Der Dialog geht weiter 

Forum

«3 for 50», what else?
In Sachen Prävention weist uns der Slo-
gan der «Oxford-Allianz für Gesundheit» 
den Weg: ausgewogene Ernährung, re-
gelmässige Bewegung und Tabakabsti-
nenz ermöglichen es, die vier wichtigs-
ten Erkrankungen zu vermeiden, die für 
über 50% der gesamten Todesfälle ver-
antwortlich sind. Über diese 3 Verhal-
tensweisen hinaus sind die Risikofakto-
ren für unsere Gesundheit weitgehend 
dokumentiert und bekannt. Warum also 
sollen wir uns mit Programmen über-
häufen, handeln wir endlich!
Gewiss, aber wie ist es möglich, ange-
sichts der Vielzahl von Akteuren und der 
trotz allem begrenzten Ressourcen, all 
diese Bemühungen für eine optimale 
Effizienz zu bündeln?
Mit der Lancierung eines Präventionspro-
gramms bekräftigt ein Kanton sein Enga-
gement in einem Gebiet, das er für wich-
tig erachtet. Er setzt damit ein deutliches 
Zeichen für die kommunalen und kanto-
nalen Behörden, aber auch für die Bevöl-
kerung und die Organisationen im Prä-

ventionsbereich. Er legt Ziele fest, über 
deren Erreichung Rechenschaft abgelegt 
werden muss, und lädt alle Partner zur 
Mitwirkung ein. Verantwortlich für die 
Bereitstellung von Präventions- und Ge-
sundheitsförderungsmassnahmen, ver-
pflichtet sich die Kantonsregierung durch 
ihr Programm, nicht nur Mittel für die 
Erreichung ihrer Ziele bereitzustellen, 
sondern durch ihre Entscheidungen in 
verschiedenen Bereichen eine Lebens-
welt zu fördern, welche es ermöglicht 
oder noch besser: erleichtert, diese Ziele 
zu erreichen. Als Bindeglied zwischen der 
Bundes- und der lokalen Ebene ermög-
licht ein kantonales Programm schliess-
lich, die Erfahrung und Innovation aus 
dem Feld für ein gemeinsames Ziel und 
möglichst breit zu nutzen.
So gesehen, bilden die nationalen Pro-
gramme einen unverzichtbaren Rahmen, 
der es den Kantonen erlaubt, ihre Kompe-
tenzen zum Tragen zu bringen. Sie legiti-
mieren deren Investitionen in den jeweili-
gen Bereichen und ermutigen sie, 
gemeinsam – unter Einbezug der regiona-

len Vielfalt – am gleichen Strick zu ziehen. 
Während die Kantone mittels ihrer inter-
kantonalen Koordinationsinstanzen ande-
re an den erzielten Erfolgen teilhaben 
lassen – und dabei die Kohärenz und die 
Komplementarität ihrer Massnahmen 
gewährleisten –, liefert der Bund die Prio-
ritäten, basierend auf klaren wissenschaft-
lichen Erkenntnissen, und legt gemeinsa-
me Ziele sowie eine entsprechende 
Strategie fest. So können die Kantone auf 
die Kompetenzen und Ressourcen des 
Bundesamts für Gesundheit zurückgrei-
fen, um ihre kantonalen Präventionspro-
gramme zu entwickeln und umzusetzen.
Das Tabakpräventionsprogramm des 
Kantons Waadt beispielsweise hat dazu 
beigetragen, die diesem Bereich zuge-
wiesenen Mittel zu erhöhen und die Zu-
sammenarbeit auszubauen, und weist 
einige konkrete Ergebnisse auf: ein Infor-
mations- und Kompetenzzentrum für 
Behörden und Bevölkerung, Tabakprä-
vention in den Schulen, bei Lehrlingen, 
bei (werdenden) jungen Eltern, Angehö-
rigen der Gesundheitsberufe und eine 

Integration des Themas in die jeweilige 
Politik in diesen Bereichen. Auf legislati-
ver Ebene wurden Rechtsgrundlagen für 
den Schutz vor Passivrauch sowie die 
Beschränkung der Erhältlichkeit von 
Produkten und entsprechender Werbung 
geschaffen, auch wenn für diese The-
men zum Teil andere Abteilungen zu-
ständig sind als für die Gesundheit.
Wenn Präventionsprogramme der Be-
hörden nicht Selbstzweck sind, sind sie 
nicht weniger als das beste Mittel zum 
Schutz der Gesundheit der gesamten 
Bevölkerung, was mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln erreicht werden kann.

Léonie Chinet, M. A., Projektleiterin für 
Suchtprobleme, Gesundheitsamt Kanton 
Waadt, Mitglied der EKTP

Mitmachen und mitreden
Für die «Dialogwoche Alkohol» vom 18. bis 26. Mai 2013 sind wiederum Aktio-
nen zum Thema Alkohol gesucht. Zum Beispiel Stammtischdiskussionen, Infor-
mationsabende, Flyerabgabe oder Rauschbrillenparcours. Mitmachen können 
alle – von Privatpersonen über NPO bis zum Grossunternehmen. Informationen, 
Inspirationen und Kampagnenmaterial gibt es unter: 
www.ich-spreche-ueber-alkohol.ch 


